
----Vermerk Beh/!rdenbete/1/gung "Elnkau{squartlor sUdl/ch der Ludwlgsstraße ()( 45 und A 262)"----------

Aktz.: 61 20 02 Ä 45 + 61 26 Alt 262 

Änderung Nr. 45 des Fliichennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
"Eirikaufsquartier siidlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Bebauungspla11entwurf 
"Einkaufsquartier südh"cl1 der Ludwigsstraße (A 262)" 

I. Vermerk 

über die friilizeitige Behördenbeteiligung gemäß§ 4 Abs. 1 BauGB 

A) Formalien 

Dauer des Beteiligungsverfahrens: 22.01.2021 bis 12.02.2021 
Anzahl der beteiligten TÖB: 52 Anzahl der Antworten von TÖB: 22 

Folgende Träger öffentlicher Belange teilen mit, dass ihxe Belange nicht be.rülu:t sind bzw. 
keine Stellungnahme erforderlich ist: 

• 20-Amt für Finanzen, Beteiligung und Sport, Abt. Sport 

• 61.3-Stadtplanungsamt, Abt. Straßenbetrieb 
• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

• Industrie- und Handelskammer für Rbeinhcsscn 

• Kraftwerke Mainz-Wiesbaden AG 

• Landesbetrieb Mobilität Worms 

• Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahc 
• SGD Süd Obere Landesplanungsbehörde 

• SGD Süd Regionalstelle Gewerbeaufsicht 

• Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
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- --Vermerk Beh(;rden//etei/lgung "Einkaufsquart/er slJdllch dar Ludwlgsstraßa (ii 45 und A 262)"----------

B) Anregungen aus dem Anhörverfahren 

1. 10-Hauptamt, Frauenbüro (Gleichstellungsstelle) 
- Schreiben vom 22.01.2021 -

Äußemngen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltp.rüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Parkplätze für Frauen und Mutter-Kind-Parkplätze seien wünschenswert. 
• Die Durchgangs- und Verbindungswege sollten offen, gut einsehbar und barrie­

refrei gestaltet werden. 

• Die vorgesehene Bcgrünung sei so anzulegen, dass die Sichtbeziehungen gewähr­
leistet blieben. Dies gelte generell für alle vorgesehenen Begrünungsmaßnahtnen. 
Bei den grüoplanetischen Festsetzungen sei Vegetation zu bevorzugen, die 
Transparenz gewährleistet. Die Bepflanzung entlang der Zugangswege sei dem 
Sicherheitsbedürfnis anzupassen. 

• Bei der Ansiedlung des neuen Einzelhandels wäre eine paritätische Auswahl von 
Unternehmern und Unternehmerinnen wünschenswert. 

Stellungnabme 

Die vorgebrachten Anregungen bezjehen sich auf den Realisimmgsprozess im Nachgang z;,m 
Bauleitplanve,jahren. 17ür den Bebc111ungsplanent11JJ1if ''A 262" ergibt sich hiera11s kein Festset­
Zfmgsbcda,f. 

Ergänzend zum Bebauungsplan wird mit der Vorhabenträgerin ein städtebattlicher Vertrag ab­
geschlossen. Es wird im weiteren Veifahren gepriifl, ob einzelne der vorgetragenen Aspekte in den 
Vertrag integriert JJJerden können. 

2. 12-Amt fiir Stadtforscbung und nacbba/tige Stadtentwicklung 
- Schreiben vom 12.02.2021 -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Bezüglich der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben seien folgende Anpassun­
gen in den Bebauungsplan "A 262" zu übernehmen: 
- In den Kerngebieten MK 1, MK 2, MK 3 und MK 4 sollten E inzelhandels­

betriebe lediglich im 1. Geschoss unterhalb der Geländeoberfläche, im Erd­
geschoss sowie im 1. O bergeschoss zulässig sein. 
Im Kerngebiet MK 1 seien Einzelhandelsbetriebe (ehemaliges Ka.rstadtareal) 
auch im 2. Obergeschoss zulässig. 
Es sei zu überprüfen, ob mit dieser Festsetzung die in der Absichtserklärung 
zwischen d!!r Stadt Mainz und den Projektentwicklem abgestimmte Gesamt­
verkaufsfläche von 15.000 tn2 erreicht werden könne. 
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- --- Vermerk BeMrdenbetelllgung "Einkaufsquart/er sOd/lch der Ludwlgsstraße (A 45 und A 262)---------- -

Stellungna/Jme 

Die konkreten Festsetz.!mgen zur Einzelhandelssteuerung im Bebauungsplanentnmrf ''A 262" 
werden im weiteren Veifahren in Abstimmung mit dem Fachamt geprüft. 

Ergänzend zum Bebammgsplan 1vird mit der Vorhabenträgerin ein städtebaulicher Vertrag ab­
geschlossen. Es wird im 1JJeiteren Veifahren geprüft, ob einzelne Aspekte in den Vertrag integriert 
1JJerden kb"nnen. 

• Durch die Beschränkung der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben in den ein­
zelnen Kerngebieten auf nur drej bzw. vier Geschosse werde planerisch im Rah­
men einer vertikalen Steuernng gem. § 9 Abs. 3 Satz 2 Bau GB i. V. m. § 1 Abs. 7 
BauNVO die maximal zulässige Fläche ~ Einzelhandelsbetriebe erreicht. Damit 

· werde den Belangen des innerstädtischen Einzelhandels und der benachbarten 
Zentren auf der E bene der Bauleitplanung Rechnung getragen. 
W citergehende Regelungen bezüglich der Verkaufsflächenobergrenze sowie zu 
Bestimmungen zu Neuansiedlungen bestimmter Anbieter basierend auf den 
Stadtratsbeschlüssen der Stadt Mainz sollten im Rahmen eines städtebaulichen 
Vertrags aufgenommen werden. 

Stellungnahme 

Die konkreten Festsetzungen z.!tr Einzelhandelssteuerung im Bebauungsplanentwuif ''.A 262" 
werden im weiteren Vetfahren in Abstimmung mit dem Fachamt gepriift. In Abstimmung mit 
dem Fachamt wittl im weiteren Ve,fafmm auch geprüft, welche weitergehenden Regelungen bezüg­
lich Verkaufsjlächenobergrenze und Bestimmungen zu Neuansiedlungen bestimmter Anbieter im 
städtebaulichen Vertrag aufgenommen werden kö"nnen. 

3. 37-Feuerwe/u 
- Schreiben vom 3 1.03.202 1 -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung . 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Flächen für die Feuerwehr: 
- Gemäß § 15 (4) LBauO "Landesbauordnung Rheinland-Pfalz" müssten für 

jede nich t zur ebenen Erde liegenden Nutzungseinheit mit mindestens einem 
Aufenthaltsraum in jedem Geschoss zwei Rettungswege vorhanden sein. Falls 
der zweite Rettungsweg über Leitern der Feuerwehr sichergestellt werden 
müsse, seien Zugänge, Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungs­
flächen für die Feue1wehr anzuordnen. 

- Es seien in~besondere der § 7 LBauO sowie das Merkblatt "Flächen für die 
Feuerwehr im Stadtgebiet Mainz" zu beachten. Würden diese Vorgaben nicht 
eingehalten, sei die Sicherstellung des zweiten Rettungswegs .durch die Feuer­
wehr nicht möglich und es werde eine bauliche Lösung erforderlich (zweiter 
notwendiger Treppenraum, Sicherheitstreppenraum etc.). 
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---- Vermerk Beh/Jrdenbetel/lgung "Einkaufsquart/er sUdllch der Ludwigsstraße (/l 45 und A 262)"'-----------

- Auch bei ausschließlich baulichen Rettungswegen seien Zu- und Durchfahrten 
sowie Bewegungsflächen auf Grundlage der LBauO und des Merkblatts anzu­
ordnen, sofern Gebäude oder Gebäudeteile mehr als 50 m von der öffentlichen 
Verkehrsfläche entfernt liegen und sie aus Gründen des Feuerwehreinsatzes 
erforderlich seien . Dies gelte insbesondere auch für autofreie Siedlw1gen, 
Wohnparks, "Gated-Communities", etc. 

- Die Kennzeichnw1g der Zu- und Durchfahrten und Aufstell- und Bewegungs­
flächen für die Feuerwehr habe ausschließlich nach den Maßgaben der zustän­
digen Straßenverkehrsbehörde zu erfolgen. 

- Sollten die erforderlichen Flächen für die Feuerwehr nicht auf Privatgrundstü­
cken, sondern auf öffentlichen Flächen sichergestellt werden, würden die o. g. 
Punkte analog gelten. Feuerwehrzufahren, -aufstell und - bewegungsflächen 
müssten dann in der Freiraumplanung der öffentlichen Verkehrsflächen be­
rücksichtigt werden und würden diese entsprechend einschränken (Standort 
Bäume, Straßenlaternen, Fahrradständer, Kunstwerke u. v. m.). Die vorgese­
henen Flächen gäben dann den einzelnen Bauher.ren wiederum vor, in wel­
chem Rahmen in der Hochbauplanung die Sicherstellung des zweiten Ret­
tungswegs durch die Feuerwehr berücksichtigt werden könne. Dies habe un­
mittelbar Auswirkungen auf die Hochbauplanung. 

- Für die Feuerwehr und den Rettungsdienst sei ein schnelles Auffinden der Ein­
satzstelle sehr wichtig. Daher sei die Hausnummernvergabe eindeutig und in 
logischer Reihenfolge vorzunehmen. Die postalischen Anschriften müssten 
den Straßen, über die der Zugang zum Gebäude erfolgt, entsprechen. Die 
Hausnummern seien an den Gebäuden aug~nfallig anzubringen. 

Stellungnahme 

Die gesetzlichen Vorgaben und Richtlinien Zflr Herstellung des zweiten Rettungsweges sowie der 
Flächen fa,· die Feuerwehr wurden zur Kenntnis genommen. Der Nachweis des zweiten Rettungs~ 
weges und die Einhaltung der sonstigen baulichen Anforderungen sind Gegenstand des Baugeneh­
migtmgsverfahrens und lösen keine speziellen Regelttngsbeda,fe fiir die Bauleitplar1ung aus. 

Aufgnmd der städtebaulichen Konzeption und der Jich hieraus ergebenden Erschließ1mgsstr11kt11r 
sind alle geplanten und a1ef Grundlage der Festsetzungen des Bcbauungsplanentwutjs realisierba­
ren Gebäude nicht mehr als 50 m von einer öffentlichen durch die die Feuerwehr befahrbaren 
Verkehrsfläche entftmt. Die genannten Anforderungen 1vurden damit durch die Planung e,ftillt. 

Die Hinweise zur Kennzeichnung der Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell. und Bewegungsflä• 
eben ftir die Fmenvehr wurden Z!'r Kenntnis genommen., diese werden jedoch erst im Zuge der 
Realisierung der einzelnen Bauvorhaben relevant. 

Die I-Iausnummernverg,abe etjolgt im Nachgang zur Realisierung der einzelnen Bauvorhaben 
durch das 60-Bauamt, Abt. Bauaufsicht. 

• Löschwasserversorgung: 
~ Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung sei eine Wassennenge von 

1.6001/min (96 m3 / h) über einen Zeitrawn von mindestens zwei Stunden, in 
einer E ntfernung von 160 m zu jedem Gebäude nachzuweisen. Bei der ge­
nannten E ntfernung gelte die tatsächliche Schlauchverlegelänge. Außerdem 
gelte dic:;se nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Dies sind z. B. 
Bahntrassen oder m ehrstreifige Schnellstraßen etc. 
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--- Vermerk Beh/Jrdenbetelligung "Einkaufsquart/er stldlich der Ludwlgsstraße ()( 45 und A 26:V"---~------

- Der Nachweis der ausreichenden Löschwasserversorgung sei in Abstimmung 
mit dem örtlich zuständigen Wasserversorgungsunternehmen zu führen und 
der Feuerwehr Mainz vor Baubeginn vorzulegen . 

- Die Entnahmestelle für das Löschwasser (Hydranten im öffentlichen Straßen­
land) seien nach den derzeit gültigen technischen Regeln und Arbeitsblättern 
der "Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches - DVGW" zu planen 
und auszuführen. Sie seien so anzuordnen, dass sie jederzeit für die Feuerwehr 
zugänglich sind. Der Abstand zwischen den Hydranten dürfe nicht mehr als 
120 m betragen. Der Anlage von Unterflurhydranten gemäß DIN 3222 sei 
Vorrang zu geben. 

- Die Lage der Löschwasserentnahmestellen sei durch Schilder nach DIN 4066 
- Hinweisschilder für den Brandschutz - gut sichtbar zu kennzeichnen. Auf§ 
28 (2) LBKG RLP - "Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe 
und den Katastrophenschutz" wetde hingewiesen. 

- Der Netzdruck von mindestens 1,5 bar im öffentlichen Versorgungsnetz sei 
sicherzustellen. 

- Die Löschwasserversorgung durch die Mainzer Netze erfolge ausschließlich im 
öffentlichen Straßenraum. Eine Verlegung von ausreichend dimensionierten 
Wasserversorgungsleitungen zur Entnahme von Löschwasser über Hydranten 
auf privaten Grundstücken finde nicht statt. Sollte die v. g. Schlauchvetlege­
länge von 160 m dann überschritten werden, müsse der Vorhabent.räger auf 
eigene Kosten eine gleichwertige Löschwasserversorgung siche.rstellcn. 

- Wäre eine Löschwasserversorgung für den Objektschutz erforderlich (z. B. 
Wandhydranten) und der Hausanschluss liefere nicht die geforderte Löschwas­
sermenge, so sei auf Kosten des Vorhabenträgers eine Bevorratung auf dem 
Grundstück mit entsprechender Druckerhöhungsanlagc vorzusehen. 

Stellungnahme 

Die Planung der Löschwasserversorgung sowie die Himveise auf die zu beriicksichtigenden DIN­
Vorschriften und Gesetze bei Hersteiiung der Anlagen far die Uischivassetwersorgung lb'sen keine 
gesonderten Regelungsbedatfe ftir die Bauleitplanung aus. Lbsch111asserentnahmestellen miissen im 
Zuge der Realisierung der ö.ff'ent/ichen Erschließung beriicksichtigt 111erden1 sofam diese nicht schon 
im BCJtand vorhanden sind. Die Anforderungen der Feuerwehr 1vunlen an die städtische Koordi­
nierungsstelle und die Vorhabcnträgerin weitergeleitet. 

4. Dezemat IV-Soziales, Kinder,Jugend, Schule und Gesundheit 
- Schreiben vom 11102.2021 -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Es wird um Prüfung gebeten, ob die Schaffung von Räumlichlceiten für eine Kin­
dertagesstätte oder zur Kindertagesbetreuung in den Planungen berücksichtigt 
werden könne. Das erforderliche Außengelände könnte ggf. auf dem Dach des 
Gebäudes realisiert werden. Hierzu würden in anderen Kommunen bereits einige 
Modelle existieren. 
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- -- Vermerk Beh/Jrdenbetel/lgung "Einkaufsquart/er s1/dllch der Ludwlgssrraße (,II 45 und A 262)------ -----

Stellungnahme 

Ob die Schaffung von Räumlichkeiten fiir eine Kindertagesstätte oder Zftr Kinderbetreuung im 
Gelt11ngsbereich des Bebauungsplanentwutjs ''.A 262" möglich ist, 111ird im weiteren Ve,fahren 
geprüft. Entsprechende Regelung hierzft wären im städtebaulichen Vertrag Z!' treffen. Die allge­
meine Zulässigkeit von Anlagen far soziale Zwecke ist gemäß § 7 BauNVO innerhalb der 
festgesetZfen Kerngebiet im Bebc111ungsplanent1111t,f gr11ndsätz!ich gegeben. Hinsichtlich der im 
Wettbe1verbsveifahren relevanten Tei(flächen des Beba1✓1mgsplanenttv1✓,fts waren die Vorgaben 
eindeutig. In diesen Gebäudekomplexen sind keine flächen fiir Kindettagesstätten 11nd/ oder 
Rä1✓mlichkeiten fiir die Tagesbetmamg vorgesehen. 

• Bei der Gestaltung der neu geschaffenen F.t:ciflächen sollten neben Sitzmöglich­
keiten, die insbesondere auch von Senior:innen genutzt werden können, auch 
Spielpunkte rnit Spielgeräten füt Kinder geschaffen werden. Die Gestaltung der 
F.t:ciflächen, die Festlegung der Standorte der Sitzmöglichkeiten und der Spiel-

. punkte sowie die Auswahl der Spielgeräte solle in Abstimm ung rnit den Fachäm­
tern (u. a. Grün- tmd Umweltamt, Amt für Jugend und Familie) erfolgen. Diese 
R.ahmenbedingungen sollten im städtebaulichen Vertrag aufgenommen werden. 

Stellungna/Jme 

Die Freijlächengestaltt1ng wird im tveiteren Veifahren konkreti.ricrt. Die tangierten Fachämter 
1verden bei de,: Planung beteiligt. Die Himveise zu Sitzmoglichkeiten und Spie/punkten n1t1rden 
zur Kenntnis genommen. Inwie111eit hierz!t Regelungen im städtebaulichen Vertrag übernommen 
zverden, ist im weiteren Verfahrm Z!' prüfen. 

• Wohnraumförderung: 
Zur Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung (PBb) seien keine Regelungen im 
städtebaulichen Vertrag sowie im weiteren Bebauungsplanverfahren zu treffen, 
da der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan "A 262" bereits im Dezember 
2013, mithin ein Jahr vor dem Grundsatzbeschluss zur PBb, gefasst worden sei 
und diese daher nicht zur Anwendung komme. 

Stellungnahme 

Der Hinweis zur Partnerscheftlichen Baulandbereitstellung 111urde zur Kenntnis genommen. 

5. 67-Griin- und Umweltamt 
- Schreiben vom 03.03.202 1 mit Anlage• 

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens sei ein Umweltbericht gemäß den §§ 2 (4) 
und 2a BauGB i. V. rn. § 1 (6) BauGB und Anlage 1 BauGB zu erstellen. Alle er­
forderlichen Untersuchungen und Gutachten seien seitens des Investors bei hierzu 
fachlich geeigne·ten Büros zu beauftragen. Zur Festlegung des Leistungsumfangs 
sollten sich die fachspezifisch beauftragten Büros mit dem Grün- und Umweltamt 
entsprechend in Verbindung setzen. 
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----Vermerk Beh/Jrdenbelel/lgung "Elnkaufsquarllcr s/Jdl/ch dor Ludwlgsslraßc (,/l 45 und A 262)"·--------- --

Stellungnalime 

Die Stellungnahme 1v11rde zur Kenntni.sgenommen. Alle eiforderlichen Untersuchungen und Gttt­
achten sowie der Um1veltbe,icht sind inhaltlich mit dem .Fachamt abgestimmt. 

Sonstige Anregungen 

• Altlasten/Bodenschutz 
- Innerhalb des Plangebietes befänden sich m ehrere Standorte bzw. Altlastver­

dachtsflächen. Der Altlastenverdacht habe noch nicht bei allen Standorten aus­
geräwnt werden können. 

- Für die Verdachtsflächen 751 und 752 (Ludwigsstraße 8) seien bereits diverse 
historische Pläne gesichtet worden. Im Rahmen eines Bauantrages h abe die 
SGD Süd eine (noch nicht abschließende) Einschätzung abgegeben. Diese bei­
den Flächen seien auch im B odenschutzkataster des Landes Rheinland-l)falz 
eingetragen. Für die übrigen Flächen stünden diese Sehtitte noch aus. Gegen­
über 2019 sei noch die Verdachtsfläche 1786 hinzugekommen (Ludwigsstraße 
12). 

- Bei allen Verdachtsflächen handele es sich wn Vorkriegsnutzungen, ctie gegen­
wärtig vollständig überbaut oder versiegelt seien. Für die Gefährdungsabschät­
zung sei somit in erster Linie der Wirkungspfad Boden-Grundwasser von Be­
deutung, bei Bauarbeiten bzw. Erdarbeiten auch der Wirkungspfad Boden­
Mensch. Dazu müsse zunäch st die Historie recherchiert werden. Die Bcwer- · 
tung unter Einbeziehung der künftigen Nutzung nehme dann die SGD Süd 
vor. Daraus könnte im E inzelfall Untersuchungsbedarf resultieren oder aber 
eine Rückstufung auf nicht altlastverdächtig. Der Altlastenverdacht müsse im 
Übrigen nicht vollständig ausgeräumt werden. Es genüge, wenn sichergestellt 
sei, dass von einer bekannten oder potenziellen Bodenbelastung keine Gefähr­
dungen für die vorgesehene Nutzung ausgehen könnten. 

- Sollten wider Erwarten doch erhebliche Boden- oder Grundwasserverunreini­
gungen festgestellt werden, könne eine ggf. erforderliche Sanierung - sofern 
diese nicht vor Satznngsbeschluss bzw. Planreife erfolgen könne - vertraglich 
festgelegt werden. 

Stellungnahme 

Die Hinweise wztrden ZfJr Kenntnis genommen und an die V orhabtmträgerin weztergelcitct. Es 
wird geprüft, ob ein entsprechender Hinweis in den Bebaztungsplancntw11,j''A 262" sowie dessen 
Begriindztng aufgenommen werden bZJV. i11e/che Vereinbarungen gegebenenfalls im Vertrag aufge­
nommen werden müssen. Die SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfalltvirtschafl, Bo­
denschutz wird im weiteren Verfahren beteiligt ( 'Anhiirveifahren''). 

• Wasserwirtschaft, Gewässerschutz 
- Regenwasserb ewirtschaftung: 

Aus Sicht der Unteren Wasser- un.d Bopenschutzbehörde sei im Plangebiet die 
gezielte Versickerung von Niederschlagswasser nur im Einzelfall und nach um­
fangreicher Prüfung der Untergrundverhältnisse m öglich. Gegen eine breitflä­
chige Versickerung, z. B. über durchlässige Beläge bestünden hingegen keine 
Bedenken. Die Möglichkeit der Drosselung und Abflussverzögerung sollten 
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----Vermerk Beh/Jrdenbetel//9un9 "Einkaufsquart/er sUd/lch dar Ludw/gsstraßa (A 45 und A 262)'·-------- ---

daher voll ausgeschöpft werden. Im weitert!n Verfahren sollte ein Regenwas­
serkonzept erarbeitet werden. 

Stellungnahme 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Ein Regenwasscrbe1virtschaftungskonzept wurde 
von der Vorhabenträgerin beattjtragt und durch ein ft1chspezffisches Biiro erarbeitet. DaJ Regen-
1vasserbe1virtscheft1✓ngskonzept 1vird Bestandteil des Bauleitplanve,jahrens. Gegeben falls eiforder­
liche Regelungen im Bebammgsplanentivuif und/ oder im städtebaulichen Vertrag 1verden im wei­
teren Veifahren geptiift. 

- Grundwasser: 
Bei der gegenwärtigen Planung seien keine großen und tiefen Baugruben zu 
erwarten (tiefer als Bestand), die mit erheblichen Eingriffen in das Grundwas­
serregime verbunden wären. Damit entfalle die ursprüngliche Forderung nach 
einem hydrologischen Gutachten. Es werde gebeten zu prüfen, ob die Tiefe 
von Kellergeschoss bzw. Tiefgarage auf das gegenwärtige Niveau oder wenig 
tiefer begrenzt werden könne. 

Stellungnahme 

Der Hinweis bezüglich der Notwendigkeit eines hydrologischen Gutachtens wi,rde Z!" Kenntnis 
genommen. Die bezüglich Gtm1d1vasserregime eifonierlichen Maßnahmen 1verden im 1veitere~1 
Verßihren geprüft. 

• Für den städtebaulichen Vertrag ergebe sich folgender Regelungsbedarf: 
- Umsetzung des Regenwasserkonzeptes 
- Begrenzung der Baugrubentiefe bzw. Begrenzung der Entnahmemengen bei 

bauzeitlichen Wasserhaltungen auf ein .für die nahegelegenen schutzwürdigen 
Gebäude (insbesondere Dom und Johanniskirche sowie denkmalgeschützte 
Gebäude am Bischofsplatz, Eppichmauergasse, Weihergartenst.raße, Pfaffeo­
gasse, Ballplatz und Umgebung)_ unkritisches Maß. 

Stellungnahme 

Hinsicht/ich der UmsetZ}t1zg des Regenwasserkonzepts wird im weiteren Veifahren geprüft, ob 
Regelungsinhalte wie die Begrenzung der Baugrubentiefe bZ}V. die Begrenzung der Entnahmemen­
gen bei bauzeitlichen Wasserhaltungen in den städtebaulichen Vertrag aufgenommen werden müs­
sen. Der S achvcrhalt wird zudem in der Begründung zum Bebauungsplanenhvuif dargestellt; 

• Radonvorsorge 
- Eine Radonuntersuchung sei nicht erforderlich. 

Stellungnahme 

Der Hinweis wurde Z!'r Kenntnis genommen. 
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---- Vermerk Beh/Jrdenbctc/1/gung 'Einkaufsquart/er s1/dl/ch dar Ludw/gssrraße (ii 45 und A 262)"·-----------

• Lärmschutz 
- Die Planung entsp.räche in großen 'Teilen dem bereits im Bebauungsplan 

"A 233" fes tgesetzten städtebaulichen Nutzw1gsgefüge. Spannungen aufgrund 
geänderter N utzungen und damit verbundenen Änderungen der Immissions­
empfindlichkeit von Gebieten oder dem maßgeblichen Emissionsverhalten der 
Gebiete seien dabe.r übeJ.Wiegend nicht zu envai:ten. Lediglich im Bereich des 
geplanten MK 4 sei bisher ein Besonderes Wohngebiet vorhanden. Die Im­
missionsempfindlichkeit werde durch die Planung herabgesetzt, daher werde 
keine zusätzliche Beschränkung der umliegenden Nutzungen hervorgerufen. 
Neue Nutzungen im MK 4 müssten sich an den vorhandenen Immissionsemp­
findlichkeiten der nicht überplanten Umgebung orientieren. Die Nutzungsab­
stufung nach Süden zum Besonderen Wohngebiet entspräche der guten städ­
tebaulichen Praxis. 

- Die Anzahl der Stellplätze für den motorisierten Individualverkehr solle auf­
grund der Planung nicht zunehmen. Es sei dem Grunde nach nicht mit einem 
erhöhten Verkehrsaufkommen zu rechnen. Auch schaffe der Bebauungsplan 
nach derzeitigem Stand keine Baw:echte für neue öffentliche Verkehrswege, so 
dass in dieser Hinsicht kein Untersuchungsbedarf.entstünde. 

Stellungnahme 

Die Hinweise wurden :z:tr Kenntnis genommen. Die in der Stellungnahme angesprochenen Themen 
werden im Zuge eines Fachgutachtens übc,priift.•Aus dem Gutachten abgeleitet werden zusätzliche 
Festsetzungen in den Bebauungsplanentwu,j aufgenommen. Sofern sich im weiteren Veifahren 
1veitere fachliche Erkenntnisse ergeben, werden diese mit dem ZJIStändigen Fachamt geklärt. 

- Nach aktuellem Stand der Planung sei in bestimmten Obergeschossen in den 
MK-Gebieten sei Wohnbebauung zulässig. Insbesondere im Bereich der Weiß­
liliengasse wirkten Verkehrsgeräusche des Straßenverkehrs ein, die für eine 
lärmsensible Wohnbebauung abwägungs.relevant seien. D ahc.r werde es erfor­
derlich, die Verkehrsgeräuscheinwirkungen im Rahmen des Bauleitplanverfah­
rens zu untersuchen. 

- Der Gutenbergplatz sei ein bedeutender Platz für städtische Feste. Damit ein­
hergehende Lärmimmissionen könnten zu Konflikten mit den Anwohnern 
führen. Aus diesem Grund sei die Planung einer Wohnbebauung zum Guten­
bergplatz hin zu vermeiden. Falls eine Wohnnutzung zum Gutenbergplatz ge­
plan t würde, könnte dies zukünftig zu Einschränkungen bei der Dw:chführung 
von Festen führen. E benfalls sei auf dem Gutenbergplatz eine umfangreiche 
außengastronomische Nutzung vorhanden, die in Konflikt mit einer heranrü­
ckenden Wohnbebauung geriete. 

- Der Plan setze für die Erschließung des Gebietes Einfahrts- und Ausfahrtsbe­
reiche fest. Diese stimmten mit der heutigen Erschließung übe.rein. Es werde 
empfohlen zu untersuchen, ob sich eventuell vor dem Hiotergnmd sich än­
dernder Nutzungen (z. B. Hotel, Wohnen, Anlieferung) die Notwendigkeit von 
Schallschu tzmaßnahmeo ergebe. 

- Es bestünden nach aktuellem Stand keine Erfordernisse für Regelungen im 
Städtebaulichen Vertrag. 
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----Vermerk Beh/Jrdenbete/1/gung "Einkaufsquart/er sUdl/ch dar Ludwlgsstraßc (A 45 und A 262)"-----------

Stellungnahme 

Die Hinweise zwrden Zftr Kenntnis genommen. Im Rahmen des ßauleitplanve,fahrens wird ein 
Lärmgutachten Zftr Beurteilung der Lärmeinwirkungen 11.a. auf die WohrmutZ}mg erstellt ttnd 
entsprechende J:<cstsetzungen im Beba11ungsplanentwu,f getroffen. Die Notwendigkeit von Schaf/. 
sch,ttzmaßnahmen im Bereich der geplanten Ein- und A1,1Sfahrtsbereiche wird im weiteren Ver­
fahren geprüft. 

• Freiraumplanung, Naherholung 
- Grundsätzlich seien alle vorhandenen Straßenbäum e und Einzelbäume im Gel­

tuogsbeteich als "zu erhaltend" im Bebauungsplan zu kennzeichnen. 
- Bezüglich möglicher Neupflanzungen sowie der Dach-, Fassaden- und Innen­

hof- bzw. Platzbegrünung werde eine grünplanerische Konzeption e1wartet, 
die als G rundlage für die Fortschreibung des vorgelegten städtebaulichen Ent­
wurfs dienen solle. Bei der Gesamtkonzeption sei darauf zu ach ten, dass durch 
entsprechende Möblierung, Aussta_ttung mit Grün- und/ oder Wasserelemen­
ten eine hohe Aufenthaltsqualität erreicht werde. Füt kleinere Räume bzw. Ab­
schnitte werde empfohlen, mit Detailkonzep ten im jeweils angemessenen 
Maßstab zu arbeiten. Dabei seien die E rfordernisse des Leitungsschutzes mit 
abzubilden. 

- Die grünplanerische Konzeption /Freiflächenplanung inklusive Detailplanung 
werde Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags. Weitere erforderliche Konkre­
tisierungen erfolgten plan- bzw. verfahrensbeglcitend. D ies gelte ebenfalls für 
eine aufzunehmende Formulierung bezüglich des konsumfreien Zugangs zu 
begrünten DachfläGhen und/ oder Aussichtsplattformen. · 

Stellungnahme 

Der Hinweis 111urde zur Kenntnis genommen. Die Festsetz;1tig vorhandener und "ZJI erhaltender" 
Bäume 111Urde bmits im Bebauungsj)lanentwu,f zur "Planstufe 1" vorgenommen. Sofern sich 
hierZ!' im 1veiteren Veifahren neue Erkenntnisse ergeben, werden die Festse/Z}tngen in Abstim­
mung mit dem Fachamt angepasst. Zudem wird im Zuge des Ve,fahrens ein Baumgutachten Zflr 
Bewertung der Bestandssituation erarbeitet. 
Ein Konzept zur Grünausstattung tvurde durch die Vorhabenträger.in beauftragt. Im weiteren 
Veifahren wird geprüft, ob die griinplanerische Konzeption/ Freiflächenplanung inklusive Detail-
plammg sowie eine Fomiulierung bezüglich des konsumfreien Zugangs Zft begrünten Dachfliichen 
und/ oder Aus.richtplattjormen als Regelungsinhalte in den städtebaztlichen Vertrag aufgenommen 
111erden miissen. 

• Natur- und-Artenschutz, Landschaftsbild 
- Der zutn Erhalt festgesetzte Baumbestand sei höhen- und lagemäßig zu erfas­

sen, zu bewerten und mit der vorgesehenen Planung abzugleichen mit dem 
Ziel, Konflikte im Kronentrauf- und Wunelbereich auszuschließen. Als Faust­
regel für einen möglichen Baumerhalt gälte 2 m Abstand vom äußeren Rand 
der zu erwartenden Baugrube. Leitungsverläu fe seien zu berücksichtigen. Letz­
teres sei auch im Rahmen von Neupflanzungen zu prüfen. Die Ergebnisse 
seien im o. g. Freiflächenplan abzubilden. Weiterführende Regelungen erfolg­
ten im Städtebaulichen Vertrag. 
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- - --Vermark BehOrdenbete/1/gung "Einkaufsquart/er sUd/lch der Ludw/gsstraße (){ 45 und A 262) ··----------

Stellungnahme 

Die Hinweise 1v11rden zur Kenntnis genommen. Die Erstelhmg eines Freiflächenplanes ftir Teil­
flächen des öffentlichen Ra1,1mes durch die Vorhabenträgerin ist Gegenstand des städtebaulichen 
Vettrages. Es wird gept'iijt, ob darüber hinaus im 1veiteren Veifahren Regelungsbcda,je ftir die 
Bauleitplanung ausgelost werden. 

- Besonders und streng geschützte Arten oder Artengruppen sowohl an den in­
tensiv gepflegten Bestandsbäumen, aber insbesondere auch an abzureißenden 
bzw. umzugestaltenden Dach- und Fassadenabschn.itten seien in einem quali­
fizierten Artenschutzgutachten zu untersuchen. Die E rhebungen aus dem Jahr 
2014 (Büro G all) seien fortzuschreiben. Für die gezielte Förderung von Arten 
seien Vorschläge zur Schaffung von N istrnöglichkeiten in Zusammenhang mit 
der Schaffung von Flächen für die Nahrungssuche zu entwickeln. Gebäudebe­
wohnende Vögel und Fledermäuse könnten dauerhaft insbesondere durch die 
Integration von Niststeinen oder Einlaufblenden in Fassaden gefördert wer­
den. Als Nahrungshabitate werden die noch konkret festzusetzenden Dachbe­
grünungen dienen. Es werde ein über die Dachbegrünungssatzung hinausge­
henden Mindestanteil der jeweils als zu begrünend festzusetzenden Dachfläche 
ffu: erforderlich gehalten. Das Artenschutzgutachten sowie weiterführende Re­
gelungen würden Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags. 

Stellungnahme 

Das Artenschutzgutachten ist Teil des Baulcitplanveifahrens. Im weiteren Veifahren wird gept'iift 
ob sich hieraus Festsetzungen _ft;r den Bebauungsplanenttvuif ergeben. Die Vetpjlichtung ZJ,tr Um­
setzung der im Artenschtttzgutachten formulierten Maßnahmen 1vird dat'iiber hinatts in den städ­
tebaulichen Vertrag aufgenommen. 

- Im Kontext mit der stadtplanerischen und architektonischen Bedeutung von 
Fassadengestaltungen seien in einem grünplanerischen Konzept Standorte für 
Fassadenbegrünungen und Vorgaben für deren Realisierung zu entwickeln. 
Die Ergebnisse seien im Freiflächenplan abzubilden. 

Stellungna/Jme 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Die Erstellung eines Freiflächenplanes ftir das 
Vorhaben durch die Vorhabenträgerin ist Gegenstand des Baugenehmigungsverfahrens. Es 1vird 
gept'iift, ob im weiteren Veifahren Regehmgsbedarfe ftir die Bauleitplanung ausgehst werden. 

- Aufgrund der geplanten Nutzung sei mit großen und zusammenhängenden 
G lasflächen zu rechnen. Hiera.us ergebe sich eine signifikante Erhöhung des 
Tötungsrisilcos, wodurch Maßnahmen zum Schutz vor Vogelschlag an Glas 
ausgelöst würden. Ein Vogelschutzkonzept sei so rechtzeitig zu erstellen, dass 
die Erfordernisse zum Zeitpunkt des Satzungsbescblusses im Städtebaulichen 
Vertrag geregelt worden sind. Das Vogelschutzkonzept werde Bestandteil des 
städtebaulichen Vertrags. 
Es sei anzunehmen, dass für die Schaufenster und die Fassade eine Beleuch­
tung in den Tagesrandstunden und in der Nacht vorgesehen werde. Diese sei 
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----Vermerk Boh/Jrdenbeto/1/gung "Einkaufsquart/er sUdl/ch der Ludwl{Jsstraße ()( 4S und A 262) •·-----------

geeignet, schädliche Umwelteinwirkungen auszulösen. Ein Beleuchtungskon­
zept mit Angaben zur Art, Intensität, technischen Ausführungen und zeitlicher 
Steuernng sei so rechtzeitig zu erstellen, dass die Erfordernisse zum Zeitpunkt 
des Satzungsbeschlusses im Städtebaulichen Vertrag geregelt werden. Das Be­
leuchtungskonzept solle Bestandteil des städtebaulichen Vertrags werden. 

Stellungnahme 

Die Himveise wterden Zftr Ke,mtnif genommen. Im weitem, Ve,jahren wit·d geprieft, in welchem 
Unifang die Verpflichtungen zur Erarbeitung eines Vogelschutzkonzepts sowie eines Beleuch­
ttmgskonzepts zur Red11ktion schädlicher Umwe/teinwirkttngen sowie deren Fortschreibung 11nd 
Vorlage aiifBaugenehmigungsebene in den städtebaulichen Vertnig attfgenommen u1Ctden. Sefern 
sich a1if Gt'lmdlage des FachgutachtenJ' Regelungsbedaife ergeben, werden diese als Festsetzungen 
im Bebauungsplanentwuif aufgenommen. 

- In dem o. g. Fteiflächenplan seien neben allen oben aufgeführten grünordne­
rischen Maßnahmen auch die artenschutzfachlichen Maßnahmen abzubilden. 
Die Weiterentwicklung der vorgelegten Unterlagen erfolge sodann auf Basis 
der erwarteten Gutachten und Konzeptionen. 

Stellungnahme 

Die Himveise ,vurden Z!" Kenntnis genommen. Die E1-stellung eines Freiflächenplanes ftir das 
Vorhaben durch die Vod1abenträgerin ist Gegenstand des städtebaulichen Vertrages. Das Ar­
tenschutzgutachten 1vird Gegenstand des Bauleitplanveifahrens. Es wird zudem geprüft, ob im 
weiteren Veifahren Regehmgsbedaife ftir die Bauleitplanung ausgelost werden. 

• Klimaschutz, Anpassung an den Klimawandel/Energie 
- Auch aufgrund des zu erwartenden Klimawandels sei ein Begrünungskonzept 

für die Dach- und Fassadenflächen der Bauwerke zu erarbeiten. Sofern Teile 
der Dachflächen anderen Nutzungen vorbehalten bleiben sollten, sei dies 
durch zusätzliche und/ oder intensivere Begrünungen zu kompensieren. Die 
mikroklimatischen Effekte der Begrünung und der ggf. vorgesehenen "Kom­
pensationsbegrünung" seien .in einem Fachgutachten zu untersuchen und zu 
dokumentieren. 
Das Gutachten solle Bestandteil des städtebaulichen Vertrags werden. 

Stellungnahme 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an die Vorhabenträgerin weitergeleitet. Im 
Zuge des Bauleitplanveifahrens wurde ein Mikroklimagutachten erarbeitet, welches Gegenstand 
des Bauleitplanvcifahrens 1vird. Im 111eiteren Veifahren wird zudem geprüft, ob e,gänzendc Rege­
lungen hierzu in den-städtebaulichen Vertrag aufgenommen werden müssen. 

- Mainz strebe als Masterplankommune an, bis zum Jahr 2035 klimaneutral zu 
sein. Dies bedeute eine Halbierung des En,denergieverbrauchs und eine Redu~ 
zierung der C02-Emissionen um 95 %. Ein Energiekonzept sei zu erarbeiten. 
Dieses solle ebenfalls Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags werden, ver-
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- --- Vermerk 8eh/Jrdenbeteill9cing "Einkou{squortler siJd/lch der Ludwlgsstraßa ()( 45 und A 262)"··--------- --

bunden mit der Verpflichtung, das Konzept parallel zum Fortschritt der Pla­
nung fortzuschreiben, auf Baugenehmigungsebene vorzulegen sowie umzuset­
zen. 

Stellungnahme 

Die Hinweise wurden Z!'r Kenntnis genommen. Ein Ene'l!,iekonzept wurde im Rahmen de.r Batt­
leitplanve,fahrens erstellt. Es 1vird im 1veiteren Ve,jahnm geprüft, welche Aspekte hieraus in den 
städtebaulichen Vertrag aufgenommen 1verden miissen. 

6. 80-Amt für Wirtscliaft und Liegenschaften 
- Schreibm vom 11.02.2021 -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• In Ziffer 10 der Begründung zu_r Änderung Nr. 45 des Flächenn utzungsplanes 
und zum Bebauungsplan sei Bezug genommen auf den Flächenbedar f im öffent­
lichen Raum. Hieran anlehnend sei festzustellen, dass zur Realisierung des Vor­
habens die Inanspruchnahme öffentlicher Flächen im Bereich der Ludwigssttaße 
und der Fuststraße erforderlich sei. D iese sollen der Vorhabenttägerin zur Ver­
fügung gestellt werden. Die Bereitstellung könne en tweder eigentumsrechtlich 
über eine Veräußerung oder im Wege der Bestellung von Dicnstbarkeiten (z. B. 
Über-/Unterbau- oder sonstige N utzungs.i:echte) e.i:folgcn . Nach derzeitigem 
Kenntnisstand handele es sich um städtische Flächen von ca. 632 m2

. Im Gegen­
zug sollen die derzeit privaten Flächen (ca. 379 m2) bestimmt werden, ruc zukünf­
tig als öffentliche Freiflächen genutzt werden könnten. Auch hier bestehe die 
Möglichkeit, dies eigentumsrechtlich oder im Wege von D ienstbarkeiten zu .t:e­
geln. 
Im Bereich der Fustst.raße wä_ren städtische Flächen in einer G.i:öße von ca. 59 tn2 

an die Vorhabenträgerin zu übertragen. E in Teil dieser Fläche von ca. 29 m 2 sei 
bereits durch ein Ü berbaurecht entsprechend gesiche.i:t. 
Insgesamt ergebe sich nach aktuellem Kenntnisstand eine Flächendifferenz von · 
312 m2

• Die endgültig gegenseitig beanspruchten Flächen ergäben sich erst nach 
erfolgter Schlussvc.i:messung. Beide Vertragsparteien seien bestrebt, den Verlust 
an öffentlicher Fläche gc.i:ing zu halten bzw. möglichst einen flächengleichen 
Austausch anzustreben. Verbliebe eine Flächendiffe.i:enz, so sei diese wertmäßig 
zu bestimmen und durch den Vorhabenträge.i: auszugleichen. Sofern sich im 
Laufe des weiteren Verfahrens Änderungen ergäben, seien die genannten Grund­
stücksgrößen entsprechend anzupassen. 

Stellungnahme 

Die Himveise wurden zur Kenntnis genommen. Im weiteren Ve,jahren werden die jeweiligen Flä­
chenansprüche im Detail gepriift. Der in der Begründung enthaltene Passus wird bei Flächenver­
schiebungen fortgeschrieben. Weitere Regelungen hietZfl 1verden im städtebaulichen Vettrag getrof 

Jen. 
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---- Vermerk Beh/Jrdenbetel/lgung "Einkaufsquart/er sUdl/ch der Ludwlgsstraße (Ä 45 und A 262)------------

• Die Überbauung im Bereich der Fuststtaße werde zmückgebaut. Hier fände je­
doch keine Eigentumsübertragung statt, da sich die überbaute Grundstücksfläche 
bereits im Eigentum der Stadt Mainz befände. 

Stellzwgnahme 

Der Himveis wird zur Kenntnis genommen. 

• Füt den Austausch der Grundstücke sowie die Bestellung der N utzungsrechte 
seien Verträge zu schließen, die einer vo.rherigen Beschlussfassung in den städti­
schen Gremien bedürften. 

Stellungnahme 

Der Himveis 1vird zur Kenntnis genommen. 

• Die Flächen, die der zukünftigen öffentlichen N utzung en tzogen würden, seien 
vor Abschluss der Verträge nach den Bestimmungen des Landesstraßengesetzes 
zu entwidmen. 

Stellungnal1me 

Der Hinweis wird z;,1r Kenntnis genommen. Im weiteren Verfahren 1vird geprüft, imvieftm hierz;.1 
noch ergiinzende Regelungen im städtebaulichen Vertrag getroffen 1verden miisse,;. 

• D er städtische Grundbesitz, insbesondere im Bereich der Ludwigsstraße, sei mit 
mehreren Dienstbarkeiten grundbuchlich belastet. Es handele sich hierbei um 
Bauverbote, Unterkellerungs-, Benutzungs-, Überbaurechte, Kamin- und Tresor­
rechte sowie ein Nutzungsrecht zum Betrieb eines Sommerkaffees. Sofern erfor­
derlich, seien diese Dienstbarkeiten durch die Vorhabent.rägerin zu übernehmen 
bzw. im Laufe des Verfahrens zu aktualisieren und den Gegebenheiten anzupas­
sen. Diese Dienstbarkeiten könnten sieb auf die Flächenbilanz und die endgültige 
Bewertung auswirken. 
Dort wo es möglich sei, solle statt der grundbuchlichen Absicherung von Rech­
ten eine öffentliche Sichemng über die Festsetzungen des neuen Bebauungspla-
nes erfolgen. · 

Stellungnahme 

Der Hinweis w,,rde Z!'r Kenntnis genommen. Es wird im weiteren Veifahren geprüft welche J:iest­
setzungen im Detail Zf/1' Regelung der Grundstückstauschgeschäfte erforderlich werden. E1gän­
zende Regelungen werdetz im Rahmen von Grundstii.ckskaujvert--rägetz sowie im städtebaulichen 
Vertrag getrofftn. · 
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--- Vermerk Boh/Jrdenbote/1/gung "Einkaufsquart/er sUdllch der Ludwlgsstraße (Ä 45 und A 26i)"·----------

7. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Dienststelle Alzey 
• Schreiben vom 08.02.2021 -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Unter Vorbehalt des noch ausstehenden Umweltberich ts bestünden gegen die 
Änderung des Flächennutzungsplanes sowie den BebauungspJanentwu.rf keine 
grundsätzlichen Bedenken. 
Sollten im Zuge des Verfahrens externe naturschutzfachliche Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen erforderlich werden, wird gebeten darauf zu achten, dass 
keine landwirtschaftlichen Nutzflächen beansprucht werden. In diesem Zusam­
menhang werde auf den § 1a (3) Satz 5 BauGB i. V. m. § 15 (3) BNatSchG hin­
gewiesen, da bei der Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf die agrarstrukturellen Belange beson­
dere Rücksicht zu nehmen sei. Es sei vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder 
E rsatz durch Maßnahmen zur Entsiegelung oder du.rch Bewirtschaftungs- und 
Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushaltes oder 
des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden könne, um möglichst zu vermei­
den, dass landwirtschaftliche Flächen aus der Nutzung genommen wütden. 

Stellungnahme 

Es wurde zur Kenntnis genommen, dass gegen die Planunggmndsätz!ich keine Bedenken bestehen. 

Die Hinweise zu ggf erforderlichen natumhutzlachlichen Ausgleichs- ttnd E rsatZ!'1aßnahmen 
u11mien Zftr Kenntnis genommen. Der räumliche Geltungsbereich de~ Bebauungsplanes "Einkaiifs­
q11artier südlich der 0 tdwigsstraße (A 262)" iiberplant ein bereits bebautes und versiegeltes Gebiet 
in de1· Mainzer Innenstadt. Ob naturschutzlachlichc Ausgleichs- 11nd Ersatzmaßnahmen erfor­
derlich sein werden, wird im weiteren Ve,jahrcn im F.ahmen des Umweltberichtes geklärt. Sofern 
hieraus FestsetZ}1ngcn von A11sgleichs- und Ersatzmaßnahmen resultieren, werden die Belange der 
Landwirtschaft entsprechend berücksichtigt. 

8. Mainzer Netze GmbH, Technische Planung 
- Schreiben vom 18.02.2021 mit Anlagen und vom 19.02.2021 mit Anlagen • 

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Versorgungsleitungen: Die Anlagen der Gas- und Wasserversorgung seien zu be­
achten und zu sichern. E ine Überbauung sei unzulässig. Die erfo.i:de.rlicheo Min­
destabstände dürften nicht unterschritten werden. Bei P flanzungen im Umfeld 
de.t: Anlagen der Wasserversorgung seien die Regelungen der GW 125 zu beach­
ten und einzuhalten. Durch E rweiterung der Bauflächen müssten stellenweise 
Kabelanlagen im Bereich Weißliliengasse und Fuststraße umgelegt werden. 

Q; \AMT 61 \ Textverarbeltu n g\Pc3 \SG 1 \Kö gel\3·07 2. kö.d o,x 15 von 25 



----Vermerk BehtJrdenbetel/lgu11g "Einkaufsquart/er sUdl/ch dar Ludwlgsstraße (.II 45 und A 262)''-----------

Stellungnahme 
Es wurde zur Kenntnis genommen, daSJ" die Anlagen der Gas- und Wpsserversorgung Z!' beachten 
und ZJ,I sichern sowie eine Überbauung dieser Leitungen 11nZftliissig ist. Des Weiteren w11rde Z!" 
Kenntnis genommen, dass die eiforderlichen Mindestabstände einZfthalten sind. Das E,fordernis, 
stellenweise Kabelanlagen im Bereich der Weißliliengasse und Fuststraße 01efgr11nd der enveiterten 
Baujlächen 11tnZf1legen, wurde ebenfalls Zftr Kenntnis genommen. Abstimmungen im Detail sind 
im weiteren Vcifahnm VOrz!mehmcn. Die S tclltmgnahme wurde an die städtische Koordinienmgs­
stelle Mainz sowie an die Vorhabenträgerin 111eite11/feitet. 

• Stromversorgung: Im Gebiet des Bebauungsplanes befänden sich zwei Trafo­
netzstationen. Eine davon hätte einen kundeneigenen Anteil, der der Versorgung 
des ehemaligen Karstadt diente. Im neu geplanten Gebäudekomplex seien zwei 
Trafostationen für die Umspannung von Mittel- auf Niederspannung erforder­
lich. Diese Stationen dienten der Versorgung des Gebäudes, ggf. auch in Form 
von kundeneigenen Transformatoren und der Versorgung der umliegenden Be­
bauung und Absicherung der benachba.rten Stationen. Die Stationen sollten wie 
in der Vergangenheit auf der West- und Ostseite positioni:ert sein. Eine Ausle­
gung der Stationen könne erst im Laufe der Planung erfolgen, wenn die Leis­
tungsbedarfe bekannt seien. Die Stationen seien vorzugsweise ebenerdig an den 
straßenseitigen Grundstücksflächen vorzusehen. Eine einfache Zugänglichkeit 
müsse_ gegeben sein. Ausreichende Transportwege für die Installation und den 
Austausch der elektrischen Betriebsmittel seien dauerhaft zu gewährleisten. 

Stellungnal1D1e 

Der Hinweis zu den bevorz.ugten Standotten der eifordetlichen Trafonetzstationen auf der·West­
und Ostseite wurde Z!'r Kenntnis genommen. Hierz.u müssen itJJ 111eitmn Verfahren Abstimmun­
gen mit der V orhabenträgerin eifolgen. Die Stellungnahme wird an die städtische Koordiniemngs­
stelle sowie die Vorhabenträgerin weitergeleitet. Es ivird gepriift, ob im städtebaulichen Vertrag 
R.egelungen eiforderlich werden. Fiir den Bebauungsplanentwuif ergibt sich nach aktuellem Stand 
der Planung kein l~stsetzungsbeda,f. 

• Beleuchtung: Es stelle sich die Frage, ob die bisher unbeleuchteten Plätze vor der 
Deutschen Bank und vor dem bisherigen Eingang Karstadt in Zukunft beleuch­
tet würden. D erzeit gäbe es Leuchten im Durchgang Fuststraße/ Gutenbergplatz 
und in den Arkaden vor dem P arkhaus in der Weißliliengasse. Auch hier stelle 
sich die Frage, ob diese Anlagen auch in Zukunft erhalten bleiben sollten. 

Stellungnahme 

Die öffentlichen Plätze sind bereits heute hinreichend beleuchtet. Sefern sich aufgrund der Ob­
jektplammg A nderungen ergeben, sind diese im weiteren V eifahren Z!' koordinieren. Hieraus 
ergeben sich aber keine Regelungsbedaife far die Bauleitplanung. 
Hinsi,chtlich der Beleuchtung von privaten Vorhaben wurden in Abstimmung mit dem ZftStän­
digen Fachamt im Bebauungsplanentwutj entsprechende 'Festsetzungen getroffen. 
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---Vermerk Bch/Jrd1mbetelllgung "Elnkau{squartlar sUdllch der Ludwlgsstraße (/i 45 und A 262)"'----------

9. Pohzeipriisidium Mainz 
- Schreiben vo1J1 11.02.2021 -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

Die nachfolgende Auflistung krirninalpräventiver Hinweise habe keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit, solle jedoch einen Orien tierungsrahmen geben und als Pla­
nungshilfe dienen. 

• Eingangsbereiche: 
- Eingangstüren sollten aus Klarglas bestehen und mit einem O bertürschließer 

versehen sein. 
- Es sollten (mechanisch) selbstverriegelnde, elektronisch über Gegensprechan­

lagen entriegelnde Mehrfachverriegelungen mit sogenannter Panikfunktion 
Eingangstür (möglichst gemäß DIN E N 1627, ab Widerstandsklasse [RCl 2) 
angebaut werden. 

- Säulen und Verwinkelungen im E ingangsbereich sollten vermieden werden. 
Sollten Verwinkelungen unvermeidbar sein, so seien diese transparent zu ge­
stalten. 

- Beleuchtungskörper sollten aus vandalismusresisten ten Materialien bestehen. 
- Es sollte eine Gegensprechanlage mit Videoübe1w achung für die geplanten 

Wohnungen installiert werden. 
- Es sollten klar verständliche Wegweiser/Hinweistafeln/Fluchtwegsteuerungen 

auch innerhalb der Gebäude installiert werden, damit sich (ortsfremde) Ein­
satzkräfte .in einer Gefahrensituation besser und schneller im O bjekt orientie­
ren könnten. 

- Es sollte kein unkontrollierter Zugang zu privaten Bereichen/ Wohnungen ge­
schaffen werden. 

• Fenster: 
- Es sollten grundsätzlich geprüfte und zertifizierte Fenster und Fenstertüren 

gemäß DIN EN 1627, ab RC 2, eingebaut werden. Feststehende Fenster- und 
Fassadenelemente sollten durchbruchhemmend gemäß D IN EN 356 ausge­
führt sein. 

• Türen: 
- Grundsät_zlich sollten geprüfte und zertifizierte Türen gemäß DIN EN 1627, 

ab RC 2, eingebaut werden; insbesondere zu sensiblen Bereichen bzw. zu pri­
vaten Räumlichkeiten. Hinsichtlich Tür:en in dei: Fluchtwegsteuerung sollten 
die Brandschutzbestimmungen und der nationale Anhang 10 der DIN E N 
1627 beachtet werden. · 

• V ersorgungs.täume/Haustechn.ik: 
- Räume mit besonderem Inhalt (Server, H eizung, Hausanschlüsse, Aufzug­

schächte etc.) sollten nicht als solche für Unbefugte direkt ersichtlich sein. E t­
waige Lüftungsschächte/Versorgungsschächte sollten gegen das Einbringen 
von Gegenständen gesichert sein. 
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----Vermerk Beh/Jrdenbetelligung "Einkaufsquart/er sUdllch der Ludwlgssrroße (A 45 und A 262) .._ _________ _ 

• Fahrstühle: 
- Fa~stühle sollten geeignet gestaltet werden, z.B. durch Ganzglaskonstruktio­

nen, die von allen Seiten einsehbar sind. 
- Auf Nischen und Ecken in den Fluren vor den Aufzügen sollte verzichtet wer­

den. 
- Es sollten vandalismusresistente Beleuchtungskörper ve1wendet und der In­

nenrawn mit mustergewalzten Edelstahlblechen ausgekleidet werden. 

• Fassade: 
- Hausfassaden sollten mit einer graffitiabweisenden Oberfläche behandelt wer­

den, verbunden mit ausreichend Beleuchtung und (in nicht manipulierbarer 
Höhe montiert) Bewegungsmelder. 

• Grün-, Frei- und überbaubare Flächen: 
- Es sei darauf zu achten, dass Vor- und Rücksprünge nicht dazu führen, dass 

"tote11 Zonen entstehen. Sollten laut baulicher Festsetzung Vor- und Rück­
sprünge geplant sein, sollten diese transparent gestaltet werden, um Aus- und 
Einblicke zu ermöglichen (dies sollte beim vorliegenden Projekt insbesondere 
im Bereich der Vorbauten geprüft werden). 

- Es sollte eine gute und ausreichende Beleuchtung sowie Überschaubarkeit des 
öffentlichen Raumes hergestellt werden. 

- Eine Pflanzhöhe bei etwaigen Hecken und Büschen von höchstens ca. 80 cm 
und mindestens 2 m Stammlänge bei Bäumen sollte eingehalten werden. 

• Tiefgarage und Parkhäuser: 
-· Nach Möglichkeit sollten Flucht- und Rettungswege ins Freie und nicht in 

Treppenhäuse.t geführt werden. 
- Es sollte eine ausreichende und konstante Beleuchtung in allen Bereichen vor­

gesehen werden. 
- Parkhäuser und deren Zugänge sollten mit graffititesistenten und abwaschba­

ren Farben angelegt werden. 
- Duxchbrocheoe Fassadenelemente sollten mit Tageslichteinfall gestaltet wer­

den. 
- Es sollten Notrufeinrichtungen und Überwachungsanlagen eingerichtet wer­
.den. 

- Es sollten sichtbare Hinweisschilder und Gehmarkierungen z0_r Orientierung 
der Wegführung angebracht werden. 

- Es sollten überschaubare Ateale geschaffen und tote Ecken vermieden werden. 
- Es sollten Frauenparkplätze in der Nähe von Ein- und Ausfahrten eingerichtet 

und eine Überwachung dieser gewährleistet werden. 

• Überfall- und Einbruchmeldeanlagen sowie Gefahxen-Reaktionssysteme mit 
Anschluss an die Polizei: 
- Es sollte der Einbau eine.r Überfall- und Einbruchmeldeanlage mit Anschluss 

an die Polizei (ÜEA) geprüft werden. 
- Es sollte der Einbau eines Notfall- und Gefahrenreaktionssystems mit An­

schluss an die Polizei (NGRS) geprüft werden. 

• Zufahrtsschutz: 
- Das Durchbrechen von Fahrzeugen könne unter Umständen be~eits durch die 

Modellierung der Fahrbahn/ des Straßenverlaufs sowie durch Nutzung der 
Grundstücksgegebenheiten verhindert bzw. erschwert wetden. 
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---- Vermerk Bch/Jrdcnbete/1/gung 'Einkaufsquart/er sUdlich der Ludwlgsstraße ()145 und A 262)"-----------

- Sogenannte "Protective Street Furniture", welche nach ISO-IWA 14-1 geprüft 
und zertifiziert sind, sollten einbezogen werden. 

- Es sollten fixe Poller gemäß ISO-IWA 14-1 unter Berücksichtigung der opti­
schen Anmutung (ggf. mit Verkleidung von Blumenkästen o. ä) einbezogen 
werden. 

Stellungnahme 

Die kriminalptiiventiven Hin;veise 1vurden Zf4r Kenntnis genommen 11nd an die V od1abenträge1in 
111eitergeleitet. Die mifgefahrten Maßnahmen sind Gegenstand der konkreten Objektplanung und 
losen daher keine speziellen Regelungsbedarfe ftir die Bauleitplanung aus. 

10. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, 
Regionalstelle Wasserwirtscl1aft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
- Schreiben vom 02.02.2021 -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Grundwasserschutz, Tcinkwasscrverso.rgung 
- Wasserschutzgebiete: 

Der Planbereich befinde sich nicht in einem bestehenden oder geplanten 
T rinkwasserschu tzgebiet. 

- Grundwassernutzung: 
Gemäß dem digitalen Wasserbuch habe sich früher cin Brunnen auf dem Flur­
stück 39/5 Flur 5 jetzt Flur 6 Flurstück 12/13 (UTM Koordinaten ~ 447795; 
5538624) befunden, aus dem die damalige Warenhausgesellschaft Hertie 
Grundwasser u. a. zur Klimatisierung entnommen habe. Das Wasserrecht 
wurde allerdingt mit Bescheid vom 26.07.1973 der ehemaligen Bezirksregie­
rung Rheinbessen-Pfalz widerrufen und der Rückbau/ die Verfüllung des 

· Brunnens gefordert. Ob dieser Forderung nachgekommen wurde, sei unbe­
kannt. 

Steljungnahme 

Die Hinu1eise ivurden zur Kenntnis genommen und an die V orhabenträgerin sowie an das zu­
ständige städtische Fachamt 111eitergeleitet. 

• Bau~eitliche Grundwasserhaltung/ Hohe Grundwasserstände: 
- Sofem während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch 

starke Niederschläge ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten 
hervorgerufen werde, könne eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. 
Hierfür sei eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Was­
serbehörde einzuholen. 
Es sei grundsätzlich nicht auszuschließen, dass es im Plangebiet zeitweise zu 
hohen Grundwasserst-änden kommen könne. Es werde daher empfohlen, die 
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---Vermerk Beh/Jrdenbetelllgung "Einkaufsquart/er sUdllch der Ludwll}sstroße (A 45 und A 161)"----------

Grundwasserverhältnisse entsprec_hend zu erkunden und die ggfs. geplanten 
Tiefgaragen und Kellergeschosse als sog. "weiße Wanne" herzustellen. 

Stellungr1abme 

Der Hinweis u111rde Zflr Kenntnis genommen ztnd an die V orhabenträgerin sowie an das städtische 
Fachamt weitel'l!,eleitet. 

• Bodenschutz 
· Folgende Altstandorte seien im Geltungsbereich des Bebauungsplans "Einkaufs­
quartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" bekannt: 

- 315 000 00-5342 (Nr. 751 des Verdachtsflächenkatasters de.r Stadt Mainz) 
ehern. Färberei und chemische Wäscherei, Mainz, Ludwigsstraße. 8 
1890-1896 Färberei Th. Schütte 
1906-1909 Fä.rberei Uf?.d chemische Waschanstalt Braubach und Fischer 
1945 vollständige Zerstörung 

Textilfärbereien seien laut Branchenkatalog Baden-Württemberg uneinge­
schränkt altlastenrelevant. Parameter potentieller Bodenkontamination sind 
Schwermetalle, Borate, Säuren , Laugen, Am.tnonium, Wasserglas, Phosphat, 
Weinstein, Cyanide, Phenyl-methyl-carbinol, Phenyl-phenol, Chlorbenzol, 
Benzoesäure /Formaldehyd, BTX, Benzin, Phenole, Anilin, Naphthylamin, 
Naphthol, Resorcin, Gerbstoffe, Alkylnaphthalinsulfonate, Alkylsulfat, Pesti­
zide und leichtflüchtige Kohlenwasserstoffe. 

- Chemische Reinigungen seien ebenfalls uneingeschränkt altlastenrelevant. Pa­
rameter potentieller Bodenkontamination sind BTX, CKS, FCKW, Benzine 
und Terpentin. 

315 000 00-5343 (Nr. 752 des Verdachtsflächenkatasters der Stadt Mainz 
ehemalige Korkstopfenfabrik, Mainz, Ludwigsstraße 8 
1901-1942 Korkstopfenfabrik Montaner & Cie. 
1945 vollständige Zerstörung 

Korkfabriken seien laut B.ranchenkatalog Baden-Württemberg ebenfalls unein­
geschränkt altlastenrelevant. Parameter potentieller Bodenkontamination sind 
im wesentlichen organische Lösungsmittel (BTX, Benzin, CKW, Schwefelkoh­
lenstoff u. a. m.). 

D c.r bodenschutzrcchtlichen Stellungnahme lägen folgende Unterlagen .zu­
g.runde: 
- Mails des Grün- und Umweltamtes (F.r. Messerschmidt) vom 19.02.2020 mit 

historischen Kelle.rplänen (Y orkriegsplan / nicht lokalisierba.r, 1963 / He.rtie, 
19'.70/ Deutsche ·Bank K eller unter H of, 1971/ Deutsche Bank Keller unter 
H of, 1989 / D eutsche Bank H auptgebäude) 

- Stellungnahme des Grün- und Umweltamtes vom 21.01 .2020 zum Bauvorha­
ben tempo.räre Baustellen- un d Betriebscontainer (Bankfiliale) 

- Notizen zur Bauhistorie von 1834-1989 
- Auszug aus dem Verdachtsflächenkataste.r de.r Stadt Mainz für die Flächen Nr. 

751 und 752 
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- --Vermerk Behl:Jrdenbete//lgung 'Einkaufsquart/er s/Jdllch der Ludwigsstraße (Ä 4S und A 262)-----------

- Diverse Lagepläne mit Eintragung der o.g. Flächen Nr. 751 und 752. 

Z u beiden Altstandorten lägen noch keine Belege zu deren Existenz und deren 
Umgang mit umwcltgefährdenden Stoffen vor. Insofern sei eine Erfassungsbe­
wertung nach § 11 (2) LBodSchG derzeit nicht möglich. 
Die Angaben zu den Altstandorten bedüxften noch der Verifizierung und der 
historischen Erkundung hinsichtlich des Umgangs mit umwcltgcfährdenden 
Stoffen. Es werde empfohlen, mittels einer historischen Erkundung bzgl. der alt­
lastrelevanten N utzungen und Vornutzungen abzuklären, inwieweit ein Umgang 
mit umwcltgefährdenden Stoffen erfolgt sei und der Altlastenverdacht diesbe­
züglich mittels orientierender Untersuchung abzuklären sei. 
Diese E mpfehlung sei bereits mit der Stellungnahme vom 27.02.2020 an das Bau­
amt bzgl. des Bauantrages temporäre Baustellen- und Betriebscontainer (Bankfi­
liale) gegeben worden. Möglicherweise seien bereits Recherchen betrieben wor­
den, deren Ergebnisse lägen jedoch bislang nicht vor. 

Darüber hinaus seien im Geltungsbereich des Beb~tuungsplanes keine weiteren 
Altstandorte, Ablagerungen, Verdachtsflächen, schädliche Bodenverändernngen 
oder Altlasten bekannt. Sollten bei der Stadt Mainz oder bei der Vorhabenträge­
rin Hinweise auf derartige Flächen vorliegen, werde um Mitteilung, Vorlage der 
Informationen und erneute Beteiligung gebeten. 

Stellungnahme 

Die Hinweise 1mm:len Zfl.t' Kenntnis genommen. Eine Prüfung der S tandotte etfolgt im tveiteren 
Bauleitplanvetjahren in Abstimmung mit dem städtischen Fachamt. Die Ergebnisse 1JJerden im 
U m1veltbericht da1-gestellt. S oftrn sich Regelungen ftir den BebauungJplanentwutj ergeben, werden 
diese im weiteren Vetjahren umgesetzj (z.B. Kennzeichnung von Altstandorten). Zudem wird 
im weiteren Vetjahren gepriift, ob im Umgang mit Altlasten bZJJJ. Bodenverunreinigungen im 
städtebaulichen Vertrag 1veitergehende Regelungen mit der Vorhabenträgerin Z!' treffen sind. 

11. Telef6nica 
- Schreiben vom 23.02.202 1 mit Anlage -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Nach den einschlägigen raumordnerischen Grundsätzen seien die folgenden Be­
lange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um erhebliche Störungen be­
reits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden. Durch das Plange­
biet führen sieben Richtfunkverbindungen hindurch: 
- die F.resnelzone der Richtfunkverbindungen 407552255_ 407552492 befände 

sich in einem vertikalen Korridor zwischen 1 7 m und 4 7 rn über Grund, 
- die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 407555543 befindet sich in ei­

nem vertikalen Korridor zwischen 9 m und 39 m über Grund, 
- die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 407555545 befindet sich in ei­

nem vertikalen Korridor zwischen 11 m und 41 m über Grund, 
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----vermerk Beh/Jrdenbetelllgung "Einkaufsquart/er sUdllch der Ludwlgsstra{Je (Ä 45 und A 262)"'-----------

- die Fresnclzone der Richtfunkverbindungen 407555813 befindet sich in ei­
nem vertikalen Korridor zwischen 28 m und 58 m über Grund, 

- die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 407557355_ 407557356 befindet 
sich in einem vertikalen Korridor zwischen 36 m und 66 m über Grund. 

Alle geplanten Konstruktionen und notwendigen Baukräne dürfen nicht in die 
Richtfunktrasse ragen. Es wird um Berücksichtigung und Übe.rnahme der ge­
nannten Richtfunktrassen in die Vorplanung und in die zukünftige Bauleitpla­
nung bzw. den zukünftigen Flächennutzungsplan gebeten. Innerhalb der Schutz­
bereiche (horizontal und vertikal) seien entsprechende Bauhöhenbeschränkun­
gen festzusetzen, damit die raumbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträch­
tigt wird. Es müsse daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der 
Richtfunkstrahlen von mindestens + / - 30 m und e.in vertikaler Schutzabstand 
zur Mittellinie von mindestens +/- 15 m eingehalten werden. 

Stellungnahme 

Das vorliegende Bauleitplanve,jaht-en ''.A 262" liegt im Bereich des seit 22.02. 1991 rechtskräf 
tigen Bebauungsplans ''A 233 - Battblöcke südlich der Ludwigsstraße", der mit der Ergänzung 
''A 233 / 1 A' (rechtskräftig seit 26.02.2003) Z!" Definition der exakten Riegelbeba111mg eine 
Z}Vingcnde Höhe baulicherAnlagen mit OK 106,7 m üNN (Normal/null bZJP, Nor111alho"hen­
nt1II} festsetzt. Die in der Stellungnahme genannten Schutzkorridore einiger Richtfimkvcrbind11n­
gen tangieren die gemäß gültigem Planungsrecht Zftlässigen Hohen bereits heute. 

Im Bebauungsplanentwutf ''A 262" sind unterschiedliche Höhen fastgesetzj. Zu,· P1iif11ng der in 
der Stellungnahme genannten Richifunkverbindungen hinsichtlich Lage und Hohe wurde die ma­
ximal zulässige Gebäudehöhe von OK 114,50 m NHN angenommen. Eine genauere Verortung 
der Richtfunkverbindungen in Überlagerung mit den geplanten Höhenfestsetzungen des Bebau­
tmgsplanentw11rjes ist auf Grundlage der vorliegenden Daten nicht möglich,jedoch kann eine ten­
denzielle Einschätzung der Sachlage vorgenommen werden. 

Die Richtfimkverbindung 40 7 5 5 5 54 3 verläuft mit ansteigender Höhe von Ost (106,3 m NHN) 
nach West (114,85 m NHN) d11rch das Plangebict. Es ist davon auszugehen, dass die Mittellinie 
der Richtfunkstrahlen im Bereich des P Jangebiets durch die .Bebauung mit max. 114,50 m NHN 
tangief! werden kann. Eine detaillierte Prüfung ist im weiteren Vetfahren vorz.unehmen. 

Die Richtfunkverbindung 407552255_407552492 verlä1eft mit ansteigender Hohe von Ost 
(106,3 m NHN) nach West (173,2 m NHN) d11reh das Plangebiet. Es ist davon at1SZ}1gchen, 
dass die Mittellinie der Richtfunkstrahlen im Bereich des Plangebiets durch die geplante Bebauung 
nicht tangiert wird (89 m NI-IN mit Bebauung bis max. 114,50 m N.HN). Im Verlaitf des 
horizontalen Schutzkorridors wirdjcdoch der vertikale Schutzabstand von 15 m zur Mittellinie 
nicht eingehalten. 

Die Richtfunkverbindung 407557355_497557356 verläuft mit ansteigender Hohe von Nord 
(122,8 m N.HN) nach Siid (156,5 m NHN) durch das Plangebiet. Es ist davon auszytgehen, 
dass durch die Planung weder die Mitlellinie der Richtfunkstrahlen noch der vertikale Schutzab­
stand im. V erlauf des horizontalen Schutzkorridors tangiert werden. 

Die Richtfunkverbindung 407555813 verläuft in ansteigender H~he von Nord (119,97 m 
N.HN) nach Süd (182,88 m NHN) o·stlich des Plangebiets. Der horizontale Schutzkorridor 
liegt am östlichen Plangebietsrand. E s ist davon ausZf'gehen, dass durch die Planung 1veder die 
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--- Vormark Behordanbata/1/gung "Einkaufsquart/er sOdllch dar Ludwlgsstraße (A 45 und A 262) •·----------

Mittellinie der Richtfankstrahlen noch der vertikale Schutzabstand im Verlauf des horizontalen 
S chutzkom"dors tangiert werden. 

Die Richtfunkverbindung 407555545 verlauft in ansteigender 1--lb'he von Südost (114,6 m 
NHN) nach Nord111est (179 m NHN) w.estlich des Plangebiets. Der hon·zontale Schutzkorridor 
liegt am westlichen Plangebietsrand. Bs ist davon auszftgehen, dass dun:h die Planung die Mittel­
linie de,: Richtfunkstrahlen im Bereich des westlichen Plangebiets durch die Bebauung von max. 
114,50 m NHN tangiert wird. 

Die in dem der Stellungnahme beiliegenden Plan dargestellten Richtfunkverbindungen nijrdlich 
und südlich des P langebiets liegen mit den entsprechenden Schutzkorridoren außerhalb des Gel­
tungsbereichs und worden durch die Bebauung nicht tangiert. 

Im Ergebnis der Prüfung werden auf Grundlage des gültigen Plan1111gsrechts die geforderten 
Schutzkorridore der Rkhtfunkverbindungen bereits heute tei/J11eise unterschritten. Dies betrifft ins­
besondere die sehr niedtig verk11efe11den Verbind11ngen im Bereich der dicht besiedelten Innenstadt, 
nicht jedoch die höher angosetzjen Verbindungen. Die Stadt Mainzgeht grundrätzlich davon aus, 
dass auch die Richtfunk- und Netzbetreiber bei der Planung und der Anlage ihr'l!r Richtjunkstn­
cken per SatZfmg geltendes Baumht, die Funktion der Stadt Mainz als Oberzentrum sowie die 
Lage der Stadt Mainz in einem Verdit'htungsraum bcriicksichtz"gt haben und auch künftig be­
rücksichtigen werden. Richtfunkverbindtmgen im dicht besiedelten innerstädtischen Bereich bedür­
fen daher grundsätzlich höher positioniertmAntennenstandorien, damit ba1diche E ntwit:kl11ngen 
im strukturell etjorderlichen sowie städtebaulich verb'l!tbarem Umfang mijglich sind. 
Sofern durch die Planung ''.A 262" Stijrungen im Richtfunkverkehr ausgelost 1verden, sind diese 
mit Blick auf die Schaffung etjorderlicher Nutzungs- und Infrastrukturen in Verdichtungs-räumen 
und in Folge dessen Gebä11destn1kturen mit Mtsprechenden Ho/Jen durchaus vertretbar. Das sich 
daraus ergebende Eifordernis der Nachjustienmg der Richtfunktechnik durch den Betreiber ist 
·das Ergebnis einer gerechten Abtvägung. In diesem Zusammenhang wird der Beitrag der Bundes­
netzagentur im Rahmen bisheriger Beteiligungsveifahnn zitiert: "Das Vorhandensein von Richt­
funkstmken im Untersuchungsraum alleine ist kein Ausschlusskriterittm ftir das Errichten hoher 
Bauten (. . . )". 

12. Ortsbeirat M,.'linz Altstadt 
- Vorlage-Nr. 0092-2021 - Anderungsantrag zur Beschlussvorlage 2170/ 2020 -

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

• keine 

Sonstige Anregungen 

• Der Bebauungsplanentwu.rf sei wie folgt zu ändern: 
Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Fußgängerzone) im Bereich 
der Ludwigsstraße zwischen Weißliniengasse und Fuststraße sei um 312 qm zu 
vergrößern; das im Bebauungsplan festgesetzte Kerngebiet MI< 1 sei entspre­
chend um 312 qm zu verkleinern, weil die Baugrenze zur Ludwigsstraße zwischen 
Fuststraße und Weißliniengasse entspräche im unveränderten Entwurf nicht den 
bestehenden Besitzverhältnisse, sondern den Anforderungen dex A uslobung im 
Herbst 2019, weil damit der Kaufhausstandort erhalten werden konnte. Inzwi­
schen sei klargeworden, dass die Motivation zur Verkleinerung des öffentlichen 
Freiraums nunmehr mit der Schließung von Karstadt hinfällig gewo,rden sei. Mit 
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---- Varn!Ork Beh/Jrdonbeto/1/gung "Einkaufsquart/er sUdl/ch der Ludw/gsstraße ()( 45 und A 262) ·-----------

der Änderung um 312 qm könne das Ziel des Erhalts des öffentlichen Freiraums 
erreicht werden, ohne dass ein Kaufhausstandort gefährdet werde. 

Stellungnahme 

Die Hinweise werden Z!'r Kenntnis genommen. Zur UmsetZ}mg der Planung sind detaillierte 
Regelungen zu Eigentumsverhältnissen von Tei!flächen zwischen der Stadt Mainz und der Vor• 
habenträgerin zu tre.ffen. Die sich daraus ergebende gena11e Abgrenzung von öffentlichen "Flächen 
und privaten Baugnmdstiicken uJird im 1veiteren Battleitplanve,jahren geprüft. Es wird Zftdem 
gepriift, 1velche 1veiteren Regelungsbedatfe hie-rzu im städtebaulichen Vertrag oder aber in Grund­
stiickskatifverträgen veranke1t werden müssen. 

• Die Festsetzung 1.'6 sei dahingehend zu verändern, dass in den Kerngebieten MK 
1 bis MK 4 Wohnungen oberhalb des 1. Obergeschosses zulässig sind. Rund ein 
Drittel der so entstehenden Wohnungen, mindestens jedoch 300 qm seien als 
geförderter Wohnungsbau in dem städtebaulichen Vertrag zu sichern. 
Die Änderung habe das Ziel, den Wohnstandort Innenstadt zu stärken. Zwar 
werde die bislang geplante Hotelnutzung, Stellplatznutzung und andere gewerb• 
liehe Nutzung mit dieser Änderung nicht unterbunden, aber die Wohnnutzw1g 
im 2. OG werde auch nicht ausgeschlossen. Gerade Wohnungen im preiswerten 
Segment seien in der Innenstadt Mangelware, weswegen die Anwendung der üb­
lichen Vorschriften zum sozialen Wohnungsbau hier geboten erscheine. 
Die Änderung des Flächennutzungsplans zu einem Kerngebiet schwäche die 
Funktion Wohnen; dies solle mit der expliziten Zulassung von Wohnungen ent• 
gegengewir.kt werden. Gerade in den anderen beiden Polen des Tr:ipol-Konzepts, 
Römer•Passage und Brand-Zentrum, bilde Wohnen zurecht einen größeren 
Schwerpunkt. · 

Stellungnal11ne 

Gemäß§ 1 Ba11NVO dienen Kerngebiete vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben 
sowie zentralen Einrichtung der Wirtschaft, der Verwaltung Jtnd der Kultur. Damit entspricht 
die 'J:ostsetzung dem Ziel der Planung, den traditionellen Einzelhandelsstandort zu sfrhern und 
nachhaltig zu entwickeln. Der zulässige Anteil der Wohnnutzung innerhalb des P langebiets sowie 
innerhalb der jeweiligen JestgesetZfen Kerngebiete ist im tveiteren Ve,fahren insbesondere unter Be­
achtung der vo-rzufindenden Uirmbedingungen zu prüfen. 

• Um die im Wettbewerb erwünschte symmetrische Torsituation zu bilden, sei die 
Festsetzung zur Dachform so zu ändern, dass eine Traufhöhe von 102,60 m über 
NHN festgesetzt werde, und eine Firsthöhe, die sich nach der Firsthöhe von 
Guteobergplatz 1 richte. 
Der unveränderte Entwurf schreibe für Gutenbergplatz 2 ein Flachdach vor. Da­
mit sei keine Symmetrie zum gegenüberliegenden Haus zu erreichen. Die Trauf­
höhe von 12,50 m sei jahrzehntelanger Konsens gewesen, abgeleitet von Guten• 
bergplatz 1. Nur mit einer Dachform, wie er z. B. vom im Wettbewerb mit einem 
Sonderpreis ausgezeichneten Büro Promontorio vorgesehen war, sei die erstrebte 
Wirkung a'n dieser Stelle zu erwarten. D emgegenüber habe das Preisgericht im 
Hinblick auf die im Bebauungsplanentwurf vorgeschlagene Lösung mit Flach­
dach angemerkt: "Der Pavillon Gutenbergplatz 2 ist in seiner Gestaltung grade 
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in Bezug auf die Fassade zum Gutenbergplatz und die entstehende Po.rtalsitua­
tion zu übc.rarbeitcn." 

Stellungnahme 

Die Festsetzung der baulicheff Höhen im Bebammgrplanentwuif setZf als Planungsziel den Sie­
gerentwuif des städtebaulichen Wettbewerbs um. Aus stadtgestaltcrüchen Gründen werden im 
überwiegenden 1 'eil des Geltungsbereichs Flachdächer JestgesetZf, so auch im Bereich Gutenbetl,· 
platz 2. 
Die Erweiterung des Geltungsbe,-eiths um den Bmich "Gutenbergplatz 1" im 111eiteren Bauleit­
planveifahren dient der Siche,-11ng des städtebaulichen Erscheinungsbildes entlang der L 1d1vigs­
straße. Insbesondere die gcwiinschtc städtebauliche Torsitt✓ation, welche du,-ch eine künftige Bebau­
ung entstehen soll, 1vird iiber die FestsCIZfmg zwingende,- Oberkanten für bauliche Anlagen in 
Verbindung mit einer einheitlichen Dachform planungsrcchtlich gesichert. Weite,g,ehende Festset­
Z}tngsbedaife zur UmsetZfmg der städtebaulichen Grundstruktur iverden im weiteren Verfahren 
geprüft. 

Mainz, 13.07.2022 

Kögel/Sinz 

II. Dem Amt 67, Umweltkoordination z. K. und z. w. V. hinsichtlich der Umwdtnrüfun 
111. Nach J ;ortschreibung der Verfahrensdaten durch 61.2.0.1 z. d. lfd. (\. 
IV. Den tangierten Fachärntern per Email z. K. 

/ 
Mainz, 13.07.2022 
61 -Stadtplanµngsamt 

L 
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Mit der frühzeitigen Beteiligung gern. § 4 Abs. 1 BauGB wird Ihnen zu dem betreffe nden Planverfahren Gelegen­
heit zur Stellungnahme im Rahmen rhrer Belange gegeben. Zunäch·st sollte die Stellungnahme die Information zu 
vorliegenden Grundlagendaten, von Ihnen beabsichtigten Planungen im konkreten Bereich und insbesonde,re Hin­
weise auf Umfang und Detaillierungsgrad der erforderlichen Umwcltprü(ung enthalten. 

Die Beteiligung der Behörden als Anhörverfah.ren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB findet separ:u im weiteren Verlauf des 
Verfahrens st.'\tt. 
Bitte verzichten Sie - insbesondere bei dieser frühzeitigen Beteiligung der Behörden - auf Textbausteine mit allge­
meinen Hinweisen ohne Bezug zur vorliegenden Planung oder zu der erforderlichen Umweltprüfung. Ihre Stellung­
nahme kann selbstverständlich auch ~ dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte orientieren Sie sich 
auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Kögel 
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 - 12 3719 
Zitadelle Bau A Fax: 06131 · 12 26 71 
Postfach 38 20 E-Mail: lara.koegel@stadt.malnz.de 
55028 Mainz Aktz.: 61 26 Alt 262 + 61 20 02 FÄ 45 

Verfahren / Planung/ Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 Im E ~~s Beeauungsplan~ntwur.f~• 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" Stadtverwaltung Mainz 
. . . · 61 - Stadtplanungsamt 
Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraf:,, (A 262)" 

-· ,. .. t • .A 

Frist: Elngan 1;'"1:1-" 'd· L J, .lc:111, LUll 

spätestens bis 12.02.2021 
Antw. Dez. 1 t ~CJ A 1 Wvl. 1 F 

Erörterungstermln: Abt.: 0 1 - ~ :r 
./. SC3: 0 _y1"' 2 1 3 4 5 6 17 8 

1 

j 

SB: 0 1 1 2 1 3 4 5 6 1 7 8 , 

Stellungnahme der Behörde oder des sonsdgen Träger öffentlicher Belange 

" Name / Stelle des Tragcrs öffentlicher Belange (rrut Anschrift und Tel. / Fax / E-Mail) 

10-Frauenbüro - Stadthaus, Große Bleiche 46 / Löwenhofstraße 1 
12 32 53 corlnna.appelshaeuser@stadt.malnz.de 

□ 

[l] 

Keine Stellungnahme erforderlich 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können mit 
Angabe des Sachstands: 

Parkplätze für Frauen und Mutter-Kind-Parkplätze sind wünschenswert. 
Die Gestaltung der Durchgangs- und Verbindungswege sollte offen, gut einsehbar und barrierefrel 
gestaltet werden. 
Die vorgesehene Begrünung Ist so anzulegen, dass die Sichtbeziehungen gewährleistet bleiben. Dies 
gilt generell für alle vorgesehenen Begrünungsmaßnahmen. Bel den grünplanerischen Festsetzungen 
ist Vegetation zu bevorzugen, die Transparenz gewährleistet. Die Bepflanzung entlang der 

1 

Zugangswege Ist dem Sicherheitsbedürfnis anzupassen. Jjj;J 
2 Bei der Ansiedlung des neuen Einzelhandels wäre eine paritätische Auswahl von · d. lru. A. 

Unternehmern und Unternehmerinnen wünschenswert. itJ Z. d, H,ind_11 

tJ Wvt~ ..... 

1 

" 

-



Art uod Umfang der erforderlichen Umweltprüfung(§ 1 Abs.'6 Nr. 7 BauGß): 

Bitte .r\ngaben ausschbeßlich aus Ihrem fachlichen Zustäncligkei1sbere1ch. 

Vertiefende Untersuchungen zu den Belangen des Umweltschutzes c1mchließlich des Natu.tschutzes und der Lan­
despflege un Rllhmen der Umweltprüfung sind erforderlich für Auswirkungen auf: 

a) 0 Tiere 
0 POanzen 

□ 
8 
D 
□ D 

Boden 
Wasser 
Luft 
Klima 
Landschaft 
b1ologischc Vielfalt 

- und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen -

b) 0 die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete voo gemeinschaftlicher Bedeutung 
und der europäischen Vogelschutzgebiete i. S. d. BNatSchG 

c) 0 Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, 
~oweir diese umwelcbezogen sind 

d) 0 Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter, soweit die~e umweltbezogcn sind 

e) 0 die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern 

t) 0 die Nutzung erneuerbarct Energien sowie der sparsame und effiziente Umgang mit Energie 

g) 0 die DnmeUung von Landschaftsplänen sowie von sonst. umweltbczogenen Plänen, 
insbesondere des Wasser-, Abfall- und lmmissiongschuczrechces 

h) 0 die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualiciiten in bestimmten Gebieten 

i) 0 die Wechselwirkungen zwischen den CL02elnen Belangen des Umweltschutzes nach den 
Buchstaben a), c) und d) 

Begründung der Notwendigkeit der vc:rticfcndcn Untcrsuchllt)g und insbesondere der 
Rechcsgrundlagen: 

Mainz, 22.01 .2021 Frauenbüro · > 
Ort, Datum Dienststelle Uoccr,,er• u1c11scoezeichnung 

!end: 28. lt.2014 
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Landeshauptstadt 
Mainz -----

12-Amt rur Stadtforschung und 
nachhaltige Stadtentwicklung 
Melanie Wehllsch 

Postfach 3820 
55028 Mainz 
Standort Malakoff Passage 
Zlmmer03 
Rhelnstraße 4 G 

Tel. 0613112-2082 
Fall 0613112-2926 
melanle.wehllsch@stadt.malnz.de 
www.malnz.de 

Mainz, 12.02.2921 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungspla­
nentwurfes „Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)"; 
Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 
Aktenzeichen: 61 26 Alt 262 + 61 20 02 FA 45 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu den vocliegendeo Plaouotetlagen regen wir bezüglich der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben 
im Bebauungsplan ,.A 262" folgende Anpassungen an: 

In den K_erngebieten MKl, MK 2, MI< 3 und MK 4 sollten Einzelhandelsbetriebe lediglich .im 1. Ge­
schoss unterhalb der Geländeoberfläche, im Erdgeschoss sowie im 1. Obergeschoss zulässig sein. Im 
Kerngebiet MK 1 sind Einzelhandelsbetriebe (ehemaliges Karstadtateal) auch im 2. Obergeschoss 
zulässig. [W'ir bitten Sie zu überprüfen, ob mit dieser Festsetzung die in der Absichtserklärung zwi­
schen der Stadt Mainz und den Projektentwicklern abgestimmte Gesamtverkaufsfläche v,on 15.000 
m2 crteicht werden kann.] 

Beg.tündugg: 

Durch die Beschränkung der Zulässigkeit von Eiozelhandelsbetcieben in den einzelnen Kerngebieten 
auf nur drei bzw. vier Geschosse wird planerisch im Rahmen einet vertikalen Steuerung gem. § 9 Abs. 
3 Satz 2 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 7 BauNVO der max.im21 zulässigen Flächen für Einzelhandelsbetrie­
be erreicht. Damit wird den Belangen des ioncrstii.dtischeo Einzelhandels und der benachbarten Zen­
tren auf der Ebene der Bauleitplanung Rechnung gew.geo. Weitergehende Regelungen bezüglich der 
V erkaufsfl.ächenobergrenze sowie zu Bestimmungen zu Neuansiedlungen bestimmter Anbieter basie­
rend auf den Stadtratsbeschlüssen der Stadt Mainz sollten im Rahmen eines städtebaulichen Vertrags 
aufgenommen werden. 

-
ur . .r..eroecK 

eusllnlen 
Holnurm/Malakoff-Passage; 60 l 61 l 63 l 90 
Stadtpark: 60 l 61 l 63 l 64 l 6S l 66l90193 

S~rkasse Mainz 
IBAN: DES8 SSOS 0120 0000 0003 )1 
Swlrt•Blc. MALA0E51MNZ 

lnform"tlon iur Verwendung 
lhror Daten: 
www.malnz.de/dsgvo 



Landeshauptstadt 

Mainz ® 
Stadtverwaltung Mainz I Amt 37 I Postfach 3820155028 Mainz Feuerwehr Mainz 

Herr Moutty 

61 - Stadtplanungsamt Stadtverwaltung Mainz 
61 - Stadtplanungsamt 

Vorbeugender Brandschutz 

Eingang: 

Antw.Dez. 

7 

Postfach 3820 
55028 Mainz 
Feuerwache 2 
Kaiser-Karl-Ring 38 

Tel O 61 31 · 124551 
Fax06131 · 124502 
nlcolas.moutty@stadt.malnz.de 
www.malnz.de 

Mainz, 31.03.2021 

Ih.r Zeichen 61 26 Alt 262 + 61 20 02 FÄ 45 1 Unser Zeichen 37.41.01/21-019 

Bauvorhaben: 

Baugrundstück: 
Bauheu:: 

Anderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des 
Bebauungsplanentwurfes "Einkaufsqua.rtier südlich der Ludwigsstraße (A 
262)" 
Bebauungsplancntwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 
Ludwigsttaße, Altstadt 
Stadt Mainz 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

entsprechend der Beteiligung als Träger öffentlicher Bdange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB nehmen wir 
zu o.g. Bebau~gsplanvctfahren wie folgt Stellung: 

1. Flächen füt die Feuerwehr 

1.1 Gemäß§ 15 (4) LBauO ,,Landesbauordnung Rheinland-Pfalz" müssen für jede nicht.zur ebenen 
Erde liegenden Nutzungseinheit tnit mindestens einem Aufenthaltsraum io jedem Geschoss zwei 
Rettungswege vorhanden sein. Falls der zweite Rettungsweg über Leitern der Feuerwehr 
sichergestellt wei:den muss, sind Zugänge, Zu- und Dw:chfahrten sowie Aufstell- und 
Bewegungsflächen für: die Feucnvehr ~zuordnen. 

1.2 Hierzu sind insbesondere der § 7 LBnuO sowie das Merkblatt „Flächen ·für clic Feuerwehr im 
Stadtgebiet Mainz" zu beachten. Werden diese Vorgaben nicht eingehalten, ist die Sicherstellung 
des zweiten Rettungswegs durch die Feuerwehr nicht möglich und es wird eine bauliche Dösung 
erforderlich(zweiter notwendiger Treppenraum, Sicheroeitstreppenraum etc.). 

ÖPNV: 
Feuerwache 1: 
Feuerwache 2: 

51 l 53 l 57 l 74 
55176 

Sp•rknse Malni 

_'"" _ ___ , , • .,_.~1.....,.._, .. _,... _ _.,..._fL 

i ~'.'.'.J" 5 doll ;{ 1/-9 1 

! ~z l 161JQ{61~---~ .. _l_ 
IBAN: DESB 5505 0120 0000 0003 31 
Swllt•Blc, MAlAOE51MN2 

1nrormat1011 zur Verwendung 
Ihrer Daten: 
www.malni .de/dsgvo 
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1.3 Auch bei ausschließlich baulichen Rettungs\vegen sind Zu- und Durchfalu:ten sowie 
Bewegungsflächen auf Grundlage der LBauO und des Merkblatts anzuordnen, sofern Gebäude 
oder Gebäudeteile mehr als 50 m von der öffentlichen Verkehtsfläche entfer(lt liegen und sie aus 
Gründen des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind. Dies gilt insbesondere auch für autofreie 
Siedlungen, Wohnparks, ,.Gated-Communities", etc. 

1.4 Die Kennzeichnung der Zu- und Durchfahrten und Aufstell- und Bewegungs.flächen für die 
Feuerwehr hat ausschließlich nach den Maßgaben der zuständigen Sttaßeoverkehrsbehörde zu 
erfolgen (Siehe diesbezüglich o.g. Merkblatt). 

1.5 Sollen die erforderlichen Flächen für die Feuerwehr nicht auf Privatgrundstücken sondern auf 
öffentlichen Verkelu:s.flächen sichergestellt wei:den, gelten o.g. Punkte analog. 
Feuerwehrzufahrten, -aufstell und -bewcgungsflächen müssen dann in der Freu:aumplanung der 
öffentlichen Verkehrsflächen berücksichtigt wei:den und schränken diese entsprechend ein 
(Standorte Bäume, Straßenlaternen, Falu:radständer, Kunstwerke u.v.m.). Die vorgesehenen 
Flächen geben dann den einzelnen Bauherren wiederum vor, in welchem Rahmen in der 
Hochbauplanung die Sicherstellung des zweiten Rettungswegs durch die Feuerwehr 
berücksichtigt werden kann. Dies hat unmittelbare Auswu:kungen auf die Hochbauplanung. 

1.6 Für die Feuerwehr und den Rettungsdienst ist cin schnelles Auffinden der Einsatzstelle seht 
wichtig. Daher ist die Hausnumm.e.rnvergabe eindeutig und in logischer Reihenfolge 
vorzunehmen. Die postalischen Anschriften müssen den Straßen über die der Zugai;ig zum 
Gebäude erfolgt entsprechen. Die Hausnummern sind an den Gebäuden augenfällig 
anzubringen. 

2. Löschwasserversorgung 

2.1 Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Wassermenge von 1600 1/ min (96m' /h) 
über einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden, in einer Entfernung von 160 m zu jedem 
Gebäude nachzuwdsen. Bei der Entfernung gilt die tatsächliche Schlauchverlegelänge. 
Außerdem gilt diese nicht übet unüberwindbare Hindernisse hinweg. Diese sind z. B. 
Bahntrassen oder tnehrstreifige Schnellstraßen etc. 

2.2 Der Nachweis der ausreichenden Löschwasserversoi:gung ist in Abstimmung mit dem örtlich 
zuständigen Wasserversorgungsunternehmen zu füru:en und der Feuerwehr Mainz vor 
Baubeginn vorzulegen. 

2.3 Die Entnahmestellen für das Löschwasser (Hydranten im öffentlichen Straßenland) sind nach 
den derzeit gültigen technischen Regeln und Arbeitsblättern der „Deutschen Vereinigung des 
Gas- und Wasserfaches - DVGW" zu planen und auszuführen. Sie sind so anzuordnen, dass sie 
jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind. Dei: Abstand zwischen den Hydtanten datf nicht 
mehr als 120 Meter betragen. Der Anlage von Unterflurhydranten gemäß DIN 3222 ist der 
Vorrang zu geben 

2.4 Die Lage der Löschwasserentnab.rnestellen ist durch Schilder nach DIN 4066 - Hinweisschildei: 
für den Brandschutz - gut sichtbar zu kennzeichnen. Auf § 28 (2) LBKG RLP - ,,Landesgesetz 
über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz" wi.td hingewjesen. 
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2.5 Der Netzdruck von mindestens 1,5 bar im öffentlichen Versorgungsnetz ist sicherzustellen. 

Hinweis: 
Die Liüchwa.rservmorgm,g dJJrr:h die Mainzer Netze e,folgt a11sschließlich i111 
ö.ffe11tlichen Straße11n111m. Eine Vedeg11ng von aumichend dime11.rio11ierle11 Wamrversorg11ngs!eit1111gm ZJlr 
E11tncrhflte vo11 Lö.rch111amr über Hydra11ten a,if p,ivale11 Gr1111dstiicke11 findet nicht statt. 
Sollte die v.g. Sch!a11chvcrlegelä11ge vo,z 160 Metcm da1111 iibe1:rchritte11 111erdm1 m11ss der Vorhabe11Jriiger a,if 
eigem Kosten eille gleich111Crtige 111:rchwasscroersorg111,g sicherste/Im. · 

2.6 Ist darüber hinaus eine Löschwasserversorgung für den Objektschutz erforderlich (z.B. 
Wandhydranten) und der Hausanschluss liefert nicht die geforderte Löschwassermenge, so ist 
auf Kosten des Vorhabenttägers eine Bevorratung auf dem Grundstück mit entsprechender 
D.ruckerhöhungsanlage vorzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

iA.Moutty / 

Anlage: 
keine 



Stadt Mainz: Frühzeitige Unterrichtung der Behörden 

J\ilir der frilhzcitigcn Beteiligung gem. § 4 BauGB wird Ihnen :rn dem betreffenden Plnnverfnhren Gelegenheit zur 
Scellungnnhme im R:ihmen Ihrer Bclnngc gegeben. Zunächst sollte die Stelluogn:1hme die Ii,formntionen zu vorliege,,­
den Gruncll:igcudnren, von Ihnen benbsichtigte Pl:mungen im kool1reten Bereich und insbesondere Hinweise nuf Um­
fang und Detailherungsgmd der erforderlichen Umweltprüfung enthalren. 

Die Beteiligung der Behörden ;ils ,\nhörvcrfahrcn gcm~ßc § 4 J\bs. 2 ßauG~ findet scpnrnt ,m weiteren \lerlnuf des 
Ve1·fohrens stntt. 
Bitte verzichten Sie - insbesondere bei der frühzeitigen Beteiligung der Behörden - aufTcxtbnustcine mit :illgcineinen 
Hinweise11 ohne Bezug zur vorliegenden Planung oder zu <lcr erforderlichen Umweltprüfung. Ihre Stellungnnhme 
klltln selbsrvcrst:indlich nuch alw.i.:..clieses foormbl:1tt nuflhrcm Briefpnpier erfolgen. Bitte orientieren Sie sich nufjetlen 
Fall nn der inhnltlichen Gliedenu1g des Formblntres. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Kögel 
Stadtplanungsamt Tel. : 06131/12 37 19 
Zitadelle Bau A Fax: 06131/12 26 71 
Postfach 38 20 E-Mail: lara.koegel@stadt.mainz.de 
55028 Mainz Aktz.: 61 26 Alt 262+ 61 20 02 FA 45 

Verfahren / Planung / Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanentwur-
fes "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" ,---. 

Stacttverwaltung Mair z 
Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße ( i. 262) 61 - Stadtplanungson 1t 

Frist: Eingang: 
spätestens bis 12.02.2021 

Eingang: 1 5. Feb. 2021 
Erörterungstermin: 
.!. ~._Do.?. 1 z.d.lfd.A 1 'A J 1 

"'Ut,: 0 , ., /.' 
SG: 0 J Y 2 1 3 4 ff B J ; 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange ~..§~:._ o fJ :?,l_a .; 5 ~- , , ....... __ 
Nnme / Stelle des Trägers öffenrlichec Belnnge (mit :\nscluift und Tel./Fnx/E-l\fnil) 

L:111dcshnuptstadt ?vfainz, Dezetnnr für Soziales, Kinder,Jugcnd, Schule uml Gesundheit 
Olimpio Acerenzn; Tel.: 2576; Fax: 2219; E-Muil: olimpio.11cercnza@s1nd1.m:1im:.de 

0 Keine SteUtu1gnnhme erforderlich 

~ Be~bsichtigtc eigene Planungen und l\,lnßnahmen, die den o. g. Plan berühren können mit 
Angnbc des Sachstands: 

Die Suche nach geeigneten Sta11dortcn fw: Kitns in der Mninzcr .t\ltstndt ist eine große Herausfordening. Das Amt 
für J ugcnd un<l Fnmilie regt dnher an, zu prüfen, ob die Schnffung von R:iu1nlichkcitcn für eine Kindertngessrätre 
oder zur Kindcrtngesbctreuung in den Plnnungen beriicksichrigr werden k11nn Das erforderliche Außengeliinde 
könnte ggf. nuf dem Dach des Gebäudes realisiert werden. l lierzu existieren in i1ndeccu Kommunen bereits einige 
lv{odelle. 

Bei der Gcstalnmg der neugeschaffenen Frciflrichen sollen 11eben Sir-.tmöglichkeitcn, die insbesondere nuch von Se­
nior •innen genutzt werden können, auch Spielpunkre mit Spielgeriiren für Kinder geschaffen werden. Die Cesrnl­
tung der Freifi:lchcn, die Festlcgm1g der Srnndorte der Sirzmöglichkeitcn und der Spielpunkte sowie. die 1\u~wnhl der 
Spiclger.il\: soll in Abstimmung mit den Fnch:imtern (u. n. Grün- und Umwcltnmr, r\mt för Jugend und Fnmilie) er­
folgen. Diese Rnlunenbedingungen sollen im stiidtebnulichen Vertrng nufgenommen werden. 

Zur Pnrtnerschaftlichcn ßaul11ndbereitstellung (Pßb) sind keine Regelungen im stätltcbaulichen Vertmg, sowie im 
weiteren B-Planvcrfuluen zu treffen, da der Aufsrellungsbeschlu~s zum B-plan A 262 bereits im Dezember 2013, 
mithin ein J:ihr vor dem Grundsntzbcschluss zur Pßb, gcfassr wordell ist, und diese dnhcr n.icht zur :\nwendung 
kommt. 

--R 
c1_1 

a 1 9 J 
O 1 9 _J 
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D Art und Umfang der erforderlichen Umwclr-priH'lmg (§ 1 1\b5, 6 Nr. 7 ßnuGB) 

Bitte Angaben 11usschließlich 11us Ihrem fuchlichen Zustiindig~eitsbercich 

Vex1iefende U11Letsuchungen zu den ßelnngen de:i Umwehsclrntzes einschließlich des Nutmschutzes und der 
Lflndespflegc im Rahmen der Umweltprüfung sind erforderlich für Auswixku1~gcn uuf: 

n) 

b) 

c) 

d) 

e) 

f) 

g) 

h) 

i) 

□ 
D 

□ 
D 

□ 
□ 
□ 
□ 

□ 

D 

□ 

□ 

D 

□ 

□ 

Tiere 
Pfl:lnzen 
Boden 
Wnsser 
Luft 
Klimn 
Landschnft 
biologjsche Vielfalt 

- und eins Wi.rkungsgefiige zwischen ihnen -

die Erhnltnngszicle und der Schutnweck der Gebiete von gemcinschnftlichcr Bedeutung und der e 
europilischen Vogelschutigcbiete i. S. d. BN:ttSchG 

J\uswirktmgen nuf den f\.fensche1l und sei11c Gesundheit sowie die Bevölkemng i11sgesnmt, soweit 
diese umwcltbezogen sind 

Auswirkungen nufKultur- und sonstige Sachgüter, soweit diese umwelt.bczogen sind 

die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mir 1\bfällcn und Abwässern 

die Nur,rnng erneuerbnrcr Energien sowie der sparsame und effiziente U1ng'llng mit E1lergie 

die DnrstcUung von Landschnftspliinen sowie von s01,st. umweltbe;,.ogenen Plii11en, 
· insbeso11dere des Wnsse•·· , 1\bfnll• und Immissionsschutzrechtes 

die Erh:ilrung der bestn,öglichen Lufrqunlitiitcn in bestimmten Gebieten 

die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen ßelnngct\ des Umweltschutzes on<:h 
den Buchstt1bcn :i), c) und d) 

Begründung der Norwcncligkcit der vertiefenden Untersuchung und i.nsbcsonderc der Rec_h.tsgtundlngco: 

~-fs~i~:) ~ . .'02:2Ö21· ... .. ..... ......... l)~~~~~~·t· jy ........ ... ................... .. ....... Dr. Eckart f..ensch 

Beigeordneter 
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Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" - Fr·· 
Unterrichtung der Behörden; Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
Aktenzeichen: 67 05 16/ A 262 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist ein Umweltbericht gemäß §§ 2 (4) und 2a BauGB in Ver­
bindung mit § 1 (6) BaµGB und Anlage 1 BauGB zu erstellen. Alle erforderlichen Untetsuchungen 
und Gutachten werden seitens des Investors bei hierzu fachlich geeigneten Büros beaufttagt werden. 
Zur Festlegung des Leistungsumfangs werden die fachspezifisch beauftragten Büros gebeten sich mit 
dem Grün- und Umweltamt entsprechend in Verbindung zu setzen. 

Unseren Aufgabenbereich betreffen~ nehmen wi.t zudem wie folgt Stellung: 

Altlasten/ Bodenschutz . 
Innerhalb des Plangebietes befinden sieb mehrere Altstandorte bzw. Altlastverdachtsflächen. 

"\ .., ,. . 
~ ~··- ...... ~,,,.,;;,,,.., 

.,,,"'''; " n • 
.. 

. . . 
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.,.. •Jf ,, 
\ '• 

,.., 

Der Altlastenverdacht konnte noch nicht bei allen Standorten ausgeräumt werden. r ... 0_:~;~~~1g~~·~;~ ·Ä·~ .. =--··i 
Sparkasse Maln'i , t:, , ,..,, 1 /JfJ. "lormatlo~D:"duJ:g: 
IBAN; OES8 5505 0110 0,C@ \Q~• I~, er Daten 
Swl~•BIC. MALAOES1',INZ- • ' • ·- ·•~ , · - • • Buslinien: 501St 152 l 67 l 660 
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Für die Verdachtsflächen 751 und 752 (Ludwigsstraße 8) wurden bereits div. historische Pläne 
gesichtet. Im Rahmen eines Bauantrages hat die SGD Süd eine (noch nicht abschließende) Einschät­
zung abgegeben. Diese beiden Flächen sind auch im Bodenschutzkataster des Landes Rheinland­
Pfalz eingetragen. Für die übrigen Flächen stehen diese Schritte noch aus. Gegenüber 2019 ist noch 
die V crdachtsfläche 1786 hinzugekommen (Ludwigsstr. 12 - siehe Lageskizze). 

Bei allen V erdachtsfläcben handelt es sich um Vorkriegsnutzungen, die gegenwärtig vollständig über­
baut oder versiegelt sind. Für' die Gefährdungsabschätzung ist somit in erster Linie der Wirkungspfad 
Boden-Grundwasser von Bedeutung, bei Bauarbeiten bzw. Erdarbeiten auch der Wirkungspfad Bo­
den-Mensch. Dazu muss zunächst die Historie recherchiert werden. Die Bewertung unter Einbezie­
hung der künftigen Nutzung nimmt dann die SGD Süd vor. Daraus könnte im Einzelfall Untersu­
chungsbedarf resultieren oder aber eine Rückstufung auf nicht altlastverdächtig. 
Der Altlastenverdacht muss im Übrigen nicht vollständig ausgeräumt werden. Es genügt, wenn si-
chergestellt ist, dass von einer bekannten oder potenziellen Bodenbelastung keine Gefährdungen für J 
die vorgesehenen Nutzungen ausgehen können. 

Erfordernisse füt den städtebaulichen Vertrag: 
Sollten wider Ei-warten doch erhebliche Boden- oder Grundwasserverurueinigungen festgestellt wer­
den, kann eine ggf. erforderliche Sanierung - sofern diese nicht vor Satzungsbeschluss bzw. Plam:eife 
erfolgen kann - vertraglich festgelegt werdep. 

Wasserwirtschaft, Gewässerschutt 
Regenwasse,rbewirtschaftung . 
Aus Sicht der Unteren Wasser- und Bodenschutzbehörde ist im Plangebiet die gezielte Versickerung 
von Niederschlagswasser nur im Einzelfall und nach u.mfaqgrcicher Prüfung der Untergrundverhält­
nisse möglich. Gegen eine breitflächige Versickerung, z.B. über durchlässige Beläge bestehen dagegen 
keine Bedenken. Die Möglichkeiten der Drosselung und Abflussverzögerung sollten daher voll ausge­
schöpft werden. Im weiteren V erfahren sollte ein Regenwasserkonzept erarbeitet werden. 

Grundwasser 
Bei der gegenwärtigen Planung sind keine großen und tiefen Baugt1;1beo zu erwarten (tiefer als der 
Bestand), die mit erheblichen Eingriffen in das Grundwasserregime verbunden wären. Da.mit entfällt 
die ursp.cüngliche Forderung nach einem hydrogeologischen Gutachten. Wir bitten zu prüfen, ob die 
Tiefe von Kellergeschossen bzw. Tiefgaragen auf das gegenwärtige Niveau oder wenig tiefer begrenzt 
werden kann. 

Für den städtebaulithen V ertrag ergibt sich folgender Regelungsbedarf: 
- Umsetzung des Regenwasserkonzeptes 
- Begrenzung der Baugrubentiefe bzw. Begrenzuög der Entnahmemengen bci bauzeitlichen Wasser-
haltungen auf ein für die nahegelegenen schutzwürdigen Gebäude (insbesondere Dom und Joh:tnnis­
kirche sowie denkmalgeschützte Gebäude am Bischofsplatz, Eppichmauergasse, Weibergartenstraße, 
Pfaffengasse, Ballplatz und Umgebung) unk.t:itiscbes Maß. 

Radonvorsorge 
Eine Radonunte.rsuchuog ist nicht erforderlich. 

,Lärmschutz 
Die Planung entspricht in großen Teilen dem bereits im Bebauungsplan „A 233" festgesetzten städ­
tebaulichen Nutzungsgefüge._ Spannungen aufgrund geänderter Nutzungen und damit verbundenen 
Änderungen de.t Immissionsempfindlichkeit von Gebieten oder dem maßgeblichen Emissionsverhal­
ten der Gebiete sind daher überwiegend nicht zu exwa.rteo. Lediglich im Bereich des geplanten MK. 4 
ist bisher ein Besonderes Wohngebiet vorhanden, die Immissionsempfindlichkeit wird durch die Pla-
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nung herabgesetzt, daher wird keine zu!lätzliche Beschränkung der umliegenden Nutzungen hervor­
gerufen. Seinexseits müssen sich neue Nutzungen im MK 4 an den vorhandenen Immissionsempfind­
lichkeiten der nicht überplanten'Umgebung orientieren. Die Nutzungsabstufung nach Süden zum Be­
sonderen Wohngebiet entspricht der guten städtebaulichen Praxis. 
Die Anzahl der Stellplätze für den motoi:isiei:ten Individualverkehr soll aufgrund der Planung nicht 
zunehmen. Es ist danach dem Grunde nach nicht mit einem erhöhten Verkehrsaufkommen zu rech­
nen. Auch schafft der Bebauungsplan nach derzeitigem Stand keine Bautechte fiit neue öffentliche 
Verkehrswege, so dass in dieser Hinsicht kein Untersuch1.µ1gsbedarf entsteht. 

In bestimmten Obergeschossen in den MK- Gebieten ist eine Wohnbebauung zulässig. Insbesondere 
im Bereich der Weißliliengasse wu:ken Verkehrsgeräusche des Straßenverkehrs ein, die füt eine länn­
sensible Wohnbebauung abwägungsrelev:ant sind. Daher wird es erforderlich, die Verkehrsge­
räuscheinwirkungen im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu untersuchen. 
Der Gutenbergplatz ist ein bedeutender Platz für städtische Feste. Damit einhergehende Lärmimmis­
sionen können zu Konflikten mit Anwohnern führen. Aus diesem Grund ist die Planung eµier · 
Wohnbebauung zum Gutenbergplatz hin zu vermeiden. Falls eine Wohnnutzung zum Gutenberg­
platz geplant wii:d, könnte dies zukünftig zu Einschränkungen bei der Dw:chführung von Feste füh­
ren. Ebenfa,lls ist auf dem Gutenbergplatz eine umfangreiche außengastronornische Nutzung vorhan­
den1 die in Konflikt mit einer heranrückenden Wohnbebauung gerät. 

Der Plan setzt für die Erschließung des Gebietes Einfahrts- und Ausfalu:tsbereiche fest. Diese stim­
men mlt der heutigen Erschließung überein. Es wird empfohlen zu untersuchen, ob sich eventuell vor 
dem Hintergrund sich ändernder Nutzungen (z.B. Hotel, Wohnen, Anlieferung) die Notwendigkeit 
von Schallschutzmaßnah.men ergibt. 

Etfordemisse für den Städtebaulichen Vertrag: derzeit keine. 

Freiraumplanung, Naherholung 
Grundsätzlich sind alle vorhandenen Straßenbäume und Einzelbäume im Geltungsbereich als zu er­
haltend im Bebauungsplan zu kennzeichnen. 

Bzgl. möglicher Neupflanzungen sowie der Dach-, Fassaden- und Innenhof- bzw. Platzbegrünungen 
erwarten wir eine grünplanetischc Konzeption, die als Grundlage für die Fortschreibung des vo.tge­
legten städtebaulich~n E ntww:fs dienen soll. 
Bei der Gesamtkonzeption ist darauf zu achten, dass dutch entsprechende Möblierung, Ausstattung 
mit Grün- und/oder Wasserelementen eine hohe Aufenthaltsqualität erreicht wird. 
Für kleinere Räume bzw. Abschnitte empfehlen wir mit Detailkonzepten im jeweils angemessenen 
Maßstab zu arbeiten. Dabei sind die Erfordernisse des Leitungsschutzes mit abzubilden. 

D~e grünplanerische Konzeption/F.teiflächenplanung incl. Detailplanungen wu:d Bestandteil des Städ­
tebau.liehen Vertrags. W eitere erforderliche Konkretisierungen erfolgen plan- bzw. verfahrensbeglei­
tend. Dies gilt ebenfalls für eine aufzunehmende Formulierung bzgl. des konsumfreien Zugangs zu 
begrünten Dachflächen und/ oder Aussichtsplattfotmen. 

Natur- und Artenschutz, Landschaftsbild 
Der zum Erhalt festgesetzte Baumbestand ist höhen- und lagemäßig zu etfassen und zu bewetten und 
mit der vorgesehenen Planung abzugleichen mit dem Ziel, Konflikte im K.tonenttauf- und Wurzelbe­
reich auszuscbJießen. Als Fausttegel für einen möglichen Baumerhalt gilt 2 m Abstand vom äußeren 
Rand der zu erwartenden Baugruben. Leitungsverläufe sind zu berücksichtigen. Letzteres ist auch zu 
diskutieren bei der Absicht Neupflanzungen festzusetzen. Die Ergebnisse sind im o. g. Freiflächen­
plan abzubilden. Weitcrfülu:ende Regelungen erfolgen im Städtebaulichen Vertrag. 
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Besonde.ts und streng geschützte Arten ode.t Artengruppen sowohl an den intensiv gepflegten Be­
standsbäumen, aber insbesondere auch an abzureißenden bzw. umzugestaltenden Dach- und Fassa­
denabschnitteo sind in einem qualifizierten Artenschutzgutachten zu untersuchen. Die Erhebungen 
aus dem Jah.t 2014 (Büi:~ Gall) sind fo.rtzuschreibeo. Für die gezielte Förderung von Arten sind Vor­
schläge zur Schaffung vort Nistmöglichkeiten in Zusammenhang mit der Schaffung von Flächen für 
die Nah.tungssuche zu entwickeln. Gebäudebewohnende Vögel und Fledermäuse können dauerhaft 
insbesondere durch die Integration von Niststeinen oder Einlaufblenden in Fassaden gefördert wer­
den. Als Nahrungsbabitatc werden die konkret fcst1.usetzenden Dachbegrünungen dlenen. Wir halten 
einen über die Dachbegriinungssatzung hinausgehenden Mindestanteil der jeweils als zu begrünend 
festzusetzenden Dachfläche für erforderlich. Das Artenschutzgutachten sowie weiterfü:h.tende Rege­
lungen werden Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags. 

Im Kontext mit der stadtplanecischen und architektonischen Bedeutung von Fassadengcstaltungen 
sind in einem grünplanerischen Konzept Standorte für Fassadenbegrünungen und Vorgaben für de­
ren Realisierung zu entwickeln. Die Ergebnisse sind im Freiflächenplan abzubilden. 

Aufgrund der geplanten Nutzung ist mit großen und zusammenhängenden Glasflächen zu rechnen. 
Hieraus ergibt sich eine signifikante Erhöhung des Tötungsrislkos, wodurch Maßnahmen 
zum Schutz von Vogelschlag an Glas ausgelöst werden. Ein Vogelschutzkonzeptist so 
rechtzeitig zu erstellen, dass die Erfordernisse zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses im 
Städtebaulichen Vertrag geregelt worden sind. Das Vogelschutzkonzept wird Bestandteil 
des Städtebaulieben Vertrags . . In di<?Se.tn ist zudem eine V erpflichtuag des Bauherrn vor­
zusehen, das genannte Konzept parallel zum Fortschritt der Planung fortzusch.teiben und 
dieses sodann auf Baugenehmigungsebene vorzulegen sowie umzusetzen. 
Es ist anzunehmen, dass für die Schaufenster und die Fassade eine Beleuchtung in den 
Tagesrandstunden und in der Nacht vorgesehen wird. Diese ist geeignet schädliche Um­
welteinwirkungen auszulösen. Ein Beleuchtungskonzept mit Angaben zur Art, Intensität, 
technischen Ausfü:h.tung und zeitlichen Steuerung ist so rechtzeitig zu erstellen, dass die 
Erfordernisse zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses im Städtebaulichen Vertrag gere­
gelt worden sind. Das Beleuchtungskonzept wird Bestandteil des Städtebaulichen Ver­
trags. In diesem ist zudem eine Verpflichtung des Bauherrn vorzusehen, das genannte 
Konzept .parallel zum Fortschritt der Planung fottzusch.teiben und dieses sodann auf 
Baugenehmigungsebene vorzulegen sowie umzusetzen. 

In dem o. g. Freiflächenplan sind neben allen oben aufgeführten grünordnerischen Maßnahmen auch 
die artenschutzfachlichen Maßnahmen abzubilden. Die Weiterentwicklung der von ihnen vorgelegten 
Unterlagen erfolgt sodann auf Basis der erwarteten Gutachten und Konzeptionen. 

Klimaschutz, Anpassung an den Klimawandel/ Energie 
Auch aufgrund des zu erwartenden Klimawandels ist ein Begrünungskonzept für die Dach- und Fas­
sadenflächen der Bauwerke zu etatbeiten. Sofern Teile der Dachflächen anderen Nutzungen vorbe­
halten bleiben sollen, ist dies durch zusätzliche und/oder intensivere Begrünungen zu kompensieren. 
Die m.iktoklimatischen Effekte der Begrünung und der ggf. vorgesehenen „Kompensationsbegrü­
nung" sind in einem Fachgutachten zu untersuchen und zu dokumentieren. 

Das Gutachten·w:ird Bestandteil des städtebaulichen Vertrags; es ist so rechtzeitig zu erstellen, dass 
die E.rfordernisse zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses im Städtebaulich~n Vertrag' geregelt wor­
den sind. In diesem ist zudem eine Verpflichtung des Bauhenn vorzusehen, das genannte Konzept 
parallel zum Fortsch.titt det Planung fortzuschreiben und dieses sodann auf Baugenehmigungsebene 
vorzulegen sowie umzusetzen. 
Mainz ist Masterplankommune und strebt an bis zum Jahr 2035 kfunancuttal zu sein. Dies bedeutet 
eine Halbierung des Endeuergieverb.rauchs und eine Reduzierung der C02-Emissionen um 95%. Ein 
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Enetgiekonzeptist zu ei:arbciten. Dieses wird ebenfalls Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags ver­
bunden mit der Verpflichtung, das Konzept parallel zum Fottschritt der Planung fortzuschreiben, auf 
Baugenehmigungsebene vorzulegen sowie umzusetzen. 

Mit freundlichen Grüßen 

NehtbalS 

Anlage 
Anforderungen der Stadt Mainz an Energiekonzepte für Neubaugebiete 



Anforderungen der Stadt Mainz an 
Energiekonzepte für Neubaugebiet~ 

Mainz wird 
kllmoneutrol. 

Landeshauptstadt 
Mainz 

Die Stadt Mainz hat sich als „Masterplankommune 100% Klimaschutz" verpflichtet die 
C02-Emission zur Referenz 1990 bis zum Jahre 2050 um 95 % zu reduzieren und den 
Endenergieverbrauch um 50 % zu reduzieren. 

Energiekonzepte für Neubaugebiete sollen sich an dem Ziel orientieren, möglichst 
geringe Energieverbräuche und COrEmissionen (sowie andere schädliche Emissionen) in 
dem Baugebiet zu verursachen, sowie jährli~hen Gesamtkosten (Summe aus Kapital­
und Betriebskosten) über den gesamten Lebenszyklus (Planung, Bau und Betrieb) zu 
minimieren. 

Die ingenieurwissenschaftliche Ausarbeitung soll auf Basis einer (groben) Energiebilanz 
des Baugebiets und unter Beachtung der genannten Ziele einen Varlantenvergleich 
beinhalten, der eine Empfehlung für den Einsatz eines bestimmten Wärmeversorgungs­
systems gibt. Bei Arealen, die In mehreren Bauabschnitten erschlossen werden, kann 
eine getrennte Betrachtung der Bauabschnitte sinnvoll sein. 

Das Konzept sollte mindestens folgende Inhalte haben: 

• Varianten verschiedener Gebäudestandards (Passivhaus, KfW-Effizienzhaus, EnEV­
Standard) mit auf deren Wärmebedarf abgestimmter Wärmeversorgungsvarianten 

• Bei Bauvorhaben mit mehr als 50 Wohneinheiten soll eine zentrale Nahwärmever­
sorgung (mit Kraft-Wärme-Kopplung) als Option mit untersucht werden 

• Angab'en zur passiven Solarenergienutzung sowie zur Nutzung erneuerbarer Energien, 
sowohl für Wärmenutzung als auch zur Stromerzeugung 

• Eine annuitätische Wirtschaftlichkeitsrechnung in Anlehnung an VDI 2067 
• Folgenden Kenngrößen sollen (spezifisch und absolut) benannt werden: 

Energetische bzw. ökologische Kenngrößen 
o beheizte Nettogrundfläche 
o Heizlast und Heizenergiebedarf 
o Endenergiebedarf (getrennt nach Wärme, Warmwasser, Kälte, Strom) 
o Primärenergiebedarf und COrEmissionen 

ökonomische Kenngrößen 
o Baukosten (DIN 276) unter Beachtung von Zuschüssen/ Fördermitteln 
o Betriebskosten (Wartungs-, Instandhaltungs-, Energie- und Wasserkosten) 

unter Beachtung von Erlösen (z.B. EEG-Einspeisevergütung) 
o Wärmegestehungskosten 

Hinweis Fördermittel: 

Die Bundesregierung strebt bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäudebestand an. 
Vor dem Hintergrund werden über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) finanzielle 
Förderungen in Form von zinsgünstigen Darlehen und TilgungszuschUssen angeboten. 

Weitere Informationen können Sie dem KfW-Programm 153 „Energieeffizient Bauen" 
unter www.kfw.de entnehmen. 
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Landeshauptstadt 
Mainz · 

80-Arrlt für Wirtschaft und Liegenschaften 
Joachim Eckert 
Llegen,schaften 

Postfach 3820 
· 55028 Mainz 

Stadthaus Große Bleiche 
Zimmer 5.072 
Große Bleiche 46/ Löwenhofstraße 1 

Tel. 0613112·2958 
Fa11 0613112-2363 
joachlm.eckert@stadt.malnz.de 
www.malnz.de 

Mainz, 11. Februar 2021 

1) Städtebaulicher Vertrag ,,Einkaufsquartier südlich der Ludwigssttaße (A 262)" 
2) Bebauungsplanentwurf »Einkaufsquartier südlich det Ludwigssttaße (A 262)" sowie Än­
derung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes 
hier: Stellungnahme der Fachämter 
Aktenzeichen: 23 Mz 06 3/93 

· Sehr geehrte Datnen. Wld Herren, 

in Ziffer 10 der Begründung zur Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes und zum Bebauungs­
plan ist Bezug genommen auf den Fliicheobedarf im öffentlichen Raum. In Anlehnung an diese 
Ausführungen nehmen wir zu den im Betreff genannten Punkten wie folgt Stellung: 

Zur Realisierung des Vorhabens ist auch die Inansprucbnahtne öffentlicher Flächen im Bereich der 
Ludwigsstraße und der Fuststraße erforderlich. Diese sollen dem Vorhabenträge.t zur V e.rfügung 
gestellt werden. Die Bereitstellung kann entweder eigentumsrechtlich über eine Veräußerung ode.c 
im Wege der Bestellung von Dienstbarkeiten (z.B. Über-/Unterbau- oder sonstige Nutzungsrechte) 
erfolgen. Nach deaeitigem Kenntnisstand handdt es sich um städtische Flächen von ca. 632 m2

• I~ 
Gegenzug sollen die detzcit privaten Fliichen (ca. 379 m2

) bestimmt werden, die zukünftig als öf­
fentliche Freiflächen genutzt we.rden können. Auch hier besteht die Möglichkeit, dies eigentums­
rechtlich oder im Wege von Dienstbarkeiten zu regeln. • 

Im Be.reich der Fuststraße wäten städtische Flächen in einer Größe von ca. 59 m 2 an den V orh.a.ben­
ttäger zu. übertragen. Ein Teil dieser Fläche von ca. 29 m2 ist bereits durch ·eip. Überbau.recht ent~ 
sprechend gesichert. 

Buslinien 
Bauhofstra6e/L88W: 6 l 28 l 6-2 j 64 l 65 l 68 l 78 l 93 
Neubrunnenplatz/Ramerpassage: 6 l 64 l 6S l 78 

Sparkasse Mainz 
IBAN: DESS 5505 0120 0000 0003 31 
Swlft•ßk. MALAOESlM.NZ 

-/2 

lnlonnatlon zur Verwendung 
Ihrer Daten, 
www.malnZ.de/dSgvO 
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Insgesamt ergibt sich nach aktuellem Kenntnisstand eine Flächendiffe.cenz von 312 tn2• Die endgül­
tig gegenseitig beanspruchten Flächen ergeben sich erst nach erfolgter Schlussvennessung. Beide 
V erttagsparteien sind bestrebt, den Verlust an öffentlicher Fläche gering zu halten bzw. möglichst 
einen flächengleichen Austausch a.µzustteben. Verbleibt letztlich eine Flächendifferenz, so ist diese 
wertmäßig zu bestimmen und durch den Vorhabenttäger auszugleichen. Sofero sich im Laufe des 
weiteren Verfahrens Anderungen ergeben, sind die genannten Gruodstücksgi:ößen entsprechend 
anzupassen. 

Die Überbauung im Bereich der Fuststraße wird zurückgenommen. Hier findet jedoch keine Eigen­
tumsübertragung statt, da sich die überbaute Grundstücksfläche bereits im Eigentum der Stadt 
Mainz befindet. 

Für den Austausch der Grundstücke sowie die Bestellung der Nutzungsrechte sind V e.rttägc zu 
schließen, die einer vorherigen Beschlussfassung in den städtischen Gremien bedürfen. 

Die Flächen, die de; zukünftigen öffentlichen Nutzung entzogen werden, sind vor Abschluss der 
Vertcäge nach den Bestimmungen des Landesstraßengesetzes zu entwidmen. 

Der städtische Grundbesitz, insbesonde.re im Be.ceich der Ludwigsstraße ist mit mehreren Dienst­
barkeiten' grundbuchlich belastet Es handelt sich hierbei um Bauverbote, Unterkellerungs-, Benut­
zungs-, Überbaurechte, Kamin- und Tresorrechte sowie ein Nutzungsrecht zum Betrieb eines 
Sommerkaffees. Sofe.rn erforderlich, sind diese Dienstbaxkeiten durch den V orhabenttäget zu über­
nehmen bzw. im Laufe des V c.rfahrens zu aktualisieren und den Gegebenheiten anzupassen. Diese 
Dienstbarkeiten können sich auf die Flächenbilanz und die endgültige Bewertung auswirken. (Anm.: 
Dies sollte kurzfristig nochmals zwischen Amt 61 und Amt 80 geklä.rt werd~). 

· Dort wo es möglich ist, soll statt der grundbuchlichen Absicberuog von Rechten eine öffentliche 
Sicherung über die Festsetzungen des n~men Bebauungsplanes erfolgen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im.Au~ag: 



Landwirtschaftskamm er 
Rheinland-Pfalz 

L1ndwjrtoch•(hk•mm1r Bb•IDIIDHl•IZ• Ott9:L)llonJh1),Straßo 4 • 115232 Alm 

Stadtverwaltung Ma nz 
Amt61 

Stadtverwaltung Mainz 
61 - Stadtplanungsamt 

Postfach 3820 
55028 Mainz Eingang: 1 0. Feb. 2021 

Antw. Dez. 
Abt.: 0 
SG: 0 
SB: 0 --

A 
4 

a 9 1 

J 9 , 

Dienststelle Alzey 

Hausanschrift: 
Haus der Landwirtschaft 
Otto-Lilienthal-Straße 4 
55232Alzey 

Telefon: 06731 / 9510-50 
Telefax: 06731 / 9510-510 

E-Mail: lnfo@lwk-rlp.de 
Internet: www.lwk-rlp.de 

Akten1olchon (Im Schrlflv1r1<1hr llela ■ngoben) AU9kunfl ertollt / Ourchw•t-tl 

Ma 14-04.01 Frau Mann 537 
E-Mail L 
Maraike.mann@lwk-rlp.de 

Oalum 

8. Februar 2021 
Ma 14-04.03 

Bauleitplanung - frühzeitige Unterrichtung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB; Um- 1 
fang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 Im Bereich des Be­
bauungsplanes „Einkaufsquartier südlich der Ludwlgstraße (A 262)" 

Bebauungsplanentwurf „Einkaufsquartier südlich der Ludwlgstraße (A 262) 

Ihr Schreiben vom 19.01.21 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Ihr Zeichen: 61 20 02 FÄ 45 
61 26 Alt 262 

unter Vorbehalt des noch ausstehenden Umweltberichts bestehen gegen die o.g. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie den o.g. Bebauungsplanentwurf keine grundsätzlichen Bedenken. 

Sollten im Zuge des Verfahrens externe naturschutzfachliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
erforderlich werden, bitten wir darauf zu achten, dass keine landwirtschaftlichen Nutzflächen be­
ansprucht werden. Die Landwirtschaftskammer weist in diesem Zusammenhang auf den § 1 a (3) 
Satz 5 BauGB i.V.m. § 15 (3) BNatSchG hin, da bei der Inanspruchnahme von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf die agrarstrukturellen Belange be­
sondere Rücksicht zu nehmen ist. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz durch 
Maßnahmen zur Entsiegelung oder durch Bewirtschaftungs- oder pflegemaßnahmen, die der 
dauerhaften Aufwertung des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht wer­
den kann, um möglichst zu vermeiden, das landwirtschaftliche Flächen aus der Nutzung genom­
men werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
lrn Auftrag 

,:;.,Maraikp,Mann 

Ä1 Z. ci, IU. A 
D Z. d !i::.ma~:k tcn 

i:g~. -~ ~;--:i"§"---1 
,!~ C~.l~.l [gg_J_-___ ...l~@LL: 

Banl<Vcrblndung: Volksbank Rheln-Nehe-Hun,rOc~ eo, IBAN: OE95 5809 0000 0002 01 58 63; BIC: GENOOE61KRE 
Postgirokonto Ludwigshafen, IBAN: OE04 5451 0087 0032 t;0,16 79; BIC: PBNKOEFF 



Stadt Mainz: Fri.ihzcitigc Unterrichtung der Behörden 

Mit der frühzeitigen Beteil igung gern. § 4 Abs. 1 BauGB wird Ihnen ,:u dem betreffenden Plan verfahren Gelegen­
heit zur Stellungnahme im Rahmen ihrer Belange gegeben. Zunächst soll te die Stellungnahme die Information zu 
vorliegenden Grundlagendaten, von Ihnen beabsichtigten Planungen im konkreten Bereich und insbesondere Hin­
weise auf Umfang und Detaillierungsgrad der erforderlichen Umweltprüfung enthalten. 

Die Bcteili&•1.mg der Behörden als Anhörvcrfahrcn gemäß § 4 Abs. 2 BauGB findet separat im weiteren Verlauf des 
V crfahrcns statt. 
Bitte verzichten Sie - insbesondere bei dieser frühzeitig1m Beteiligung der Behörden - auf Textbausteine mit allge­
meinen Hinweisen ohne Bezug zur vorliegenden Planung oder zu der erforderlichen Umweltprüfung. Ihre Stellung­
nahme kann selbstverständlkh, auch ~ dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte orientieren Sie sich 
auf jeden Fall 11n der inhaltlichen Gliederung des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Kögel 
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 · 12 37 19 
Zitadelle Bau A Fax: 06131 ·1226 71 
Postfach 38 20 E-Mail: lara.koegel@stadt.mainz.de 
55028 Mainz Aktz.: 61 26 Alt 262 + 612002 FÄ 45 

Verfahren / Planung/ Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der ludwigsstr?ße (A 262)" 

Frist: Eingang: 
spätestens bis 12.02.2021 

Erörterungsterm In: 
./. 1 

Stellungnahme der Behörde oder des sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Name / Stelle des Trägers öffentLicher Belange (mit Anschrift und Tel._/ Fax / E-Mail) 

Mainzer Netze GmbH 
Technische Planung-TFM 11-Koordinierung 
Rheinallee 41, 55118 Mainz 
Tel.: 06131 / 12 - 6714 

□ Keine Stellungnahme erforderlich 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können mit 
Angabe des Sachstands: 

Versorgungsleitungen: 
Die Anlagen der Gas- und Wasserversorgung sind 2u beachten und zu sichern. Eine Überbauung ist 
unzulässig. Die erforderlichen Mindestabstände dürfen nicht unterschritten werden. Bei Pflanzungen im 
Umfeld der Anlagen der Wasserversorgung sind die Regelungen der GW 125 zu beachten und 
einzuhalten. 
Durch Erweiterung der Bauflächen müssen stellenweise Kabelanlagen im Bereich Weißliliengasse 
und Fuststraße umgelegt werden. 



Stromversorgung: 
Im Gebiet des B-Plans liegen zwei Trafonetzstationen. Eine davon hat einen kundeneigenen Anteil, der 
der Versorgung des ehemaligen Karstadt diente. Im neu geplanten Gebäudekomplex sind weiterhin zwei 
Trafostationen für die Umspannung von Mittel- auf Niederspannung erforderlich. Diese Stationen dienen 
der Versorgung des Gebäudes, ggf. auch in Form von kundeneigenen Transformatoren, und der 
Versorgung der umliegenden Bebauung und Absicherung der benachbarten Stationen. Die Stationen 
sollten wie in der Vergangenheit auf der West- und Ostseite positioniert sein. Eine Auslegung der 
Stationen kann erst im Lauf der Planungen erfolgen, wenn die Leistungsbedarfe bekannt sind. Die 
Stationen sind vorzugsweise ebenerdig an den straßenseitigen Grundstücksflächen vorzusehen. Eine 
einfache Zugänglichkeit muss gegeben sein. Ausreichende Transportwege für die Installation und 
Austausch der elektrischen Betriebsmittel sind dauerhaft zu gewährleisten. 

Beleuchtung: 
Frage: Werden die bisher unbeleuchteten Plätze vor der Deutschen Bank und vor dem bisherigen Eingang 
Karstadt In Zukunft beleuchtet? 
Derzeit gibt es Leuchten Im Durchgang Fuststraße - Gutenbergplatz und In den Arkaden vor dem 
Parkhaus in der Welßllllengasse. Werden sollen diese Anlagen auch in Zukunft bleiben? 
Aus dem Bebauungsplan ist das nicht ersichtlich. · 

Begründung der Nol'Wendigkeit der vertiefenden Untersuchung und insbesondere der 
Rechtsgrundlagen: 

Mainz, den 18.02.2021 Mainzer Netze GmbH L A. Peter Zytur 

Ort, D atum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung 

tilnd: 28.11.2014 
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Bauleitplanung-frühzeitige Unterrichtung der Behörden , BPlan, 
Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße A 262 
Peter Zytur An. lara.koegel@stadt.mainz.de 1s.02.2021 18:38 
Kopie: "Bruno·Fritsche" 

Von: "Peter Zytur" <peter.zytur@mainzer-netze.de> 

An "lara.koegel@stadt.malnz.de" <lara.koegel@stadt.mainz.de> 

Kopie· "Bruno Fritsche" <Bruno Fritsche@mainzer-netze.de> 

Bauleitplanung-frühzeitige Unterrichtung der Behörden, 
• Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes „Einkaufsquartier südl. 

der Ludwigsstraße A262" 
Aktz: 61 20 02 FÄ 45 

• Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufsquartier südl. der Ludwigsstraße 
A262" 

Aktz: 61 26 Alt 262 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Kögel, 

. 
in der Anlage erhalten Sie unsere Stellungnahme zu den oben genannten Punkten 
auf Ihrem Formblatt 
sowie einen Leitungsbestandsplan mit Vermerke. 

Anlagen: 

Mit freundlichen Grüßen 

Peter Zytur 

Mainzer Netze GmbH 
Technische Planung/ Engineering 
TFM 11- Tiefbau / Koordinierung 
Rheinallee 41 
55118 Mainz 
Tel. : 06131/ 12 - 6714 

Mail: koordinierung@mainzer-netze.de 

MAINZER 
NETZE 

Mainzer Netze GmbH 
Sitz der Gesellschaft: Mainz 
Registergericht: Amtsgericht Mainz, HRB 41319 
Geschäftsführung: Dipl.-Ing. Michael Worch, Dipl.-Ing. Mithun Basu MBA 



http://www.mainzer-netze.de 

Diese Mail und deren Anhänge enthalten vertrauliche und / oder rechtlich 
geschützte Informationen. Wenn sie nicht der richtige Adressat sind oder diese Mail 
irrtümlich erhalten haben, informieren sie bitte sofort den Absender und yernichten 
sie diese E.:Mail. Jegliche Art der Verwendung, Vervielfältigung oder Weitergabe ist 
nicht gestattet. 

Bitte denken sie an die Umwelt, bevor sie diese E-Mail ausdrucken! 

~ 
2021 _02_ 18 _MainzerNetze _zu_B Plan_A262_fruehzeitig_Formblatt_rueckantwort. pdf 

~ 
2021 _ 02_ 1 B_MainzerNetze _zu_FNP _A262_fruehzeitig_F ormblatt_rueckantwort.pdf 

~ 
MainzerNetze_Leitungsbestand_MzA_Ludwigstrasse_ Vermerke.pdf 



Von: 
An: 
Kopie: 
Datum: 
Betreff: 

8.Q: 
KoplP 
Blindkop1 -, 

Betrert Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufsquartier südl. der Ludwlgsstraße A262", Nachtrag 
Mainzer Netze 

"Peter Zytur" <peter.zytur@mainzer-netze.de> 
"lara.koegel@stadt.mainz.de" <lara.koegel@stadt.mainz.de> 
"Martin.Vogel@stadt.mainz.de" <Martin.Vogel@stadt.mainz.de> 
19.02.2021 15:23 

Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufsquartier südl. der LudwigSstraße A262", Nachtrag 
Mainzer Netze 

Bauleitplanung-frühzeitige Unterrichtung der Behörden, 
• Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufsquartier südl. der Ludwigsstraße 

A262" 
Aktz: 61 26 Alt 262 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Kögel, 

Bezug nehmend auf unsere Stellungnahme vom 18.02.2021 erhalten Sie noch 
folgende Änderung/Ergänzung. · 

,,Durch Erweiterung der Bauflächen sind stellenweise Kabelanlagen der Mainzer 
Netze GmbH im Bereich 
Fuststraße und nördliche Weißliliengasse tangiert. Bei einer Änderung der 
Eigentumsverhältnisse der 
Flächen in denen Kabelanlagen verlegt sind, ist frühzeitig die Sicherung der Kabel 
durch Dienstbarkeiten 
im Grundbuch zu prüfen. Wir bitten um rechtzeitige Mitteilung bei Änderungen der 
Eigentumsver~ältnisse". 

Die Lage ist in den beigefügten Plänen ersichtlich. 

Anlagen: 

Mit freundlichen Grüßen 

Peter Zytur 

Mainzer Netze GmbH 
Technische Planung/ Engineering 
TFM 11 - Tiefbau/ Koordinierung 
Rheinallee 41 
55118Mainz 
Tel. : 06131 / 12 - 6714 



Mail: koordinierung@mainzer-netze.de 

MAINZER 
ze 

Mainzer Netze GmbH 
Sitz der Gesellschaft: Mainz 
Registergericht: Amtsgericht Mainz, HRB 41319 
Geschäftsführung: Dipl.-Ing. Michael Worch, Dipl.-Ing. Mithun Basu MBA 

http://www.mainzer-netze.de 

Diese Mail und deren Anhänge enthalten vertrauliche und/ oder rechtlich geschützte 
Informationen. Wenn sie nicht der richtige Adressat sind oder diese Mail irrtümlich 
erhalten haben, informieren sie bitte sofort den Absender und vernichten sie diese 
E-Mail. Jegliche Art der Verwe_ndung, Vervielfältigung oder Weitergabe ist nicht 
gestattet. 

Bitte denken sie an die Umwelt, bevor sie diese E-Mail ausdrucken! 

~ 
MainzerNetze_Kabelbestand_MzA_Fuststrasse_betroffener_Berelch.pdf 

~ 
MainzerNetze_Kabelbestand_MzA_Weissliliengasse_betroffener_Bereich.pdf 
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Stadt Mainz: Frühzeitige Unterrichtung der Bchi>rdcn 

Mit der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB wird Ihnen zu dem betreffenden Planverfa hren Gelegen­
heit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer Belange gegeben. Zunächst sollte die Stellungnahme die Information zu 
vorliegenden Grundlagendaten, von Ihnen beabsichtigten Planungen im konkreten Bereich und insbesondere Hin­
weise auf Umfang und Detaillierungsgrad der erforderlichen Umweltpri.ifung enthalten. 

Die Beteiligung der Behörden als Anhörvcrfahrcn gemäß § 4 Abs. 2 BauGB findet separat im weiteren Verlauf des 
V crfahrcns statt. 
Bitte verzichten Sie - insbesondere bei dieser frühzeitigen Beteiligung der Behörden - auf Textbausteine mit allge­
meinen Hinweisen ohne Bezug zur vorliegenden Planung oder zu der erforderlichen Umweltprüfung. lhrc Stellung­
nahme kann selbstverständlich auch ~ dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte orientieren Sie sich 
auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Kögel 
Stadtplanungsamt Tel.: 061 31 -1 23719 
Zitadelle Bau A Fax: 06131 · 1226 71 
Postfach 38 20 E-Mail: lara. koegel@stad t. mal nz.de 
55028 Mainz Aktz.: 61 26 Alt 262 + 61 20 02 FÄ 45 

Verfahren /Planung/ Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Frist: Eingang: 
spätestens bis 12.02.2021 

Erörterungstermin: 
./. 

Stellungnahme der Behörde oder des sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. / Fax/ E-Mail) 

Polizeipräsidium Mainz, Stabsbereich 1, SB 15 
Valenciaplatz 2, 55118 Mainz 
Tel. 06131 /65-3390, Mail: beratungszentrum.mainz@polizei.rlp.de 

□ 

□ 

Keine Stellungnahme erforderlich 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o, g. Plan berühren können mit 
Angabe des Sachstands: 



Art und Umfang der erforderlichen Umweltprüfung(§ 1 Abs. 6 N r. 7 BauGB): 

Bitte Angaben ausschließlich aus Ihrem fachlichen Zuständigkeitsbereich. 

Vertiefende Unti:rsuchungen zu den Belangen des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Lan­
despflege im Rahmen der Umweltprüfong sind erforderlich für Auswirkungen auf: 

a) D T iere 
0 Pflanzen 
0 Boden 

Wasser 
Luft 

□ 
□ 
□ 
□ 
□ 

Klima • und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen • 
Landschaft 
biologische Vielfalt 

b) D die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
und der europäischen Vogelschutzgebiete i. S. d. BNatSchG 

c) D Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkening insgesamt, 
soweit diese umwelcbezogen sind 

d) D Auswirkungen auf Kultur• und sonstige Sachgüter, soweit diese umweltbezogen sind 

. e) D die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern 

t) D die Nutzung erneuerbarer Energien sowie der sparsame und effüiente Umgang mit Energie 

g) D die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonst. umweltbezogenen Plänen, 
insbesondere des Wasser-, Abfall- und lmmissionsschurzrechtes 

h) D die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualitäten in bestimmten Gebieten 

i) D die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den 
Buchstaben a), c) und d) 

Begründung der Notwendigkeit der vertiefenden Untersuchung und insbesondere der 
Rechtsgrundlagen: 

11.02.2021 Polizeipräsidium Mainz lna Wernet, PHK'in 

Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung 

tand: 28.11.20l'• 
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Anhang zur Rückantwort 

Betreff: Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufsquartier südlich der 

Ludwigstraße (A262)" Aktenzeichen: 61 26 - Alt 262 

Sehr geehrte Damen und Hßrren, 

im Rahmen der Beteiligung von Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

nach § 4 BauGB übersende ich Ihnen die Stellungnahme hinsichtlich der Belange 

städtebaulicher Kriminalprävention. 

Da aus den Unterlagen aus kriminalpräventiver Sicht nur wenige Details hinsichtlich 

der baulichen Ausgestaltung der Gebäude und 'der öffentlichen Plätze zu entnehmen 

sind, erfolgt zum jetzigen Planungszeitpunkt keine detaillierte Stellungnahme des 

Polizeipräsidiums Mainz. 

Dennoch möchte ich Ihnen nachfolgende, kriminalpräventive Hinweise aufführen, 

welche zur Verhinderung von Straftaten im geplanten Einkaufsquartier dienlich sein 

können. Zur Klärung detaillierter Fragestellungen kann •zu einem späteren 

Planungszeitpunkt unter vorliegender Erreichbarkeit an den hiesigen Sachbereich 15 

herangetreten werden. 

Präventionshinwelse: 

1/4 

1. Eingangsbereiche 

• Eingangstüren sollten aus Klarglas bestehen und mit einem Obertürschließer 

versehen sein. 

• Einbau einer (mechanisch) selbstverriegelnden, elektronisch über 

Gegensprechanlagen entriegelnde Mehrfachverriegelung mit sogenannter 

Panikfunktion Eingangstür (möglichst gern. DIN EN 1627, ab RC 2). 
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• Säulen und Verwinkelungen im Eingangsbereich vermeiden, wenn 

Verwinkelungen unvermeidbar sind, dann transparente Gestaltung 

• Beleuchtungskörper sollten aus vandalismusresistenten Materialien bestehen. 

• Installierung einer Gegensprechanlage mit Videoüberwachung für die 

geplanten Wohnungen 

• Installation von klar verständlichen Wegweisern/ Hinweistafeln/ 

Fluchtwegsteuerungen auch innerhal~ des Gebäudes, damit sich (ortsfremde) 

Einsatzkräfte in einer Gefahrensituation besser und schneller im Objekt 

orientieren können 

• Kein unkontrollierter Zugang zu privaten Bereichen/ Wohnungen 

2. Fenster 

• Grundsätzlich Einbau von geprüft und zertifizierten Fenster und Fenstertüren 

gemäß DIN EN 1627, ab RC 2. 

• Feststehende Fenster~ und Fensterfassadenelemente sollten 

durchbruchhemmend gern. DIN EN 356 sein 

3. Türen 

• Grundsätzlich Einbau von geprüft und zertifizierten Türen gemäß DIN EN 1627, 

ab RC 2; gerade solche zu sensible.n Bereichen bzw. zu privaten 

Räumlichkeiten. Hinsichtlich Türen in der Fluchtwegsteuerung sollten die 

Brandschutzbestimmungen und der nationale Anhang 10 der DIN EN 1627 

beachtet werden 

4. Versorgungsräume/Haustechnik 

• Räume mit besonderem Inhalt (Server, Heizung, Hausanschlüsse, 

Aufzugschächte etc.) sollten nicht als solche für Unbefugte direkt ersichtlich 

sein 

• Etwaige Lüftungsschächte / Versorgungsschächte sollten gegen das 

Einbringen von Gegenständen gesichert sein 
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5. Fahrstühle 

• Geeignete Gestaltung von Fahrstühlen, insbesondere Ganzglaskonstruktionen, 

die von allen Seiten einsehbar sind. 

• Verzicht auf Nischen und Ecken in den Fluren vor den Aufzugstüren. 

• Vandalismusresistente Beleuchtungskörper verwenden und den Innenraum mit 

mustergewalzten Edelstahlblechen auskleiden. 

6. Fassaden 

• Hausfassaden mit einer graffitiabweisenden Oberfläche behandeln, verbunden 

mit ausreichender Beleuchtung und (in nicht manipulierbarer Höhe montierten) 

Bewegungsmeldern. 

7. Grün-, Frei- und überbaubare Flächen 

• Es ist darauf zu achten, dass Vor- und Rücksprünge nicht dazu führen, dass 

„tote" Zonen entstehen. Sollten laut baulicher Festsetzung Vor- und 

Rücksprünge geplant sein, sollten diese transparent gestaltet sein um Aus- und 

Einblicke zu ermöglichen (dies sollte beim vorliegenden Projekt insbesondere 

im Bereich der Vorbauten geprüft werden) 

• Herstellen von guter und ausreichender Beleuchtung sowie Überschaubarkeit 

des öffentlich begehbaren Raumes. 

• Vorgabe der Pflanzenhöhe bei etwaigen Hecken und Büschen von höchstens 

ca. 80 cm und mindestens 2 Metern Stammlänge bei Bäumen. 

8. Tiefgaragen und Parkhäuser 

• N·ach Möglichkeit Flucht- und Rettungswege ins Freie und nicht in 

Treppenhäuser 

• Ausreichende und konstante Beleuchtung in allen Bereichen vorsehen. 

• Parkhäuser und deren Zugänge mit graffitiresistenten und abwaschbaren 

Farben anlegen. 

• Gestaltung durchbrochener Fassadenelemente mit Tageslichteinfall. 

• Einrichten von Notrufeinrichtungen und Überwachungsanlagen. 



• Anbringen von sichtbaren Hinweisschildern und Gehmarkierungen zur 

Orientierung der Wegführung. 

• Schaffung überschaubarer Areale und Vermeidung von toten Ecken. 

• Einrichtung von Frauenparkplätzen in der Nähe von Ein- und Ausfahrten und 

Gewährleistung der Überwachung. 

9. Überfall- und Einbruchmeldeanlage sowie Gefahren-Reaktionssysteme mit 

Anschluss an die Polizei 

• Prüfung bzgl. des Einbaus einer Überfall- und Einbruchmeldeanlage mit 

Anschluss an die Polizei (ÜEA). 

• Prüfung bzgl. des Einbaus eines Notfall- und Gefahrenreaktionssystems mit 

Anschluss an die Polizei (NGRS). 

10. Zufahrtsschutz 

• Das Durchbrechen von Fahrzeugen kann unter Umständen bereits durch die 

Modellierung der Fahrbahn/ des Straßenverlaufs sowie durch Nutzung der 

Grundstücksgegebenheiten verhindert bzw. erschwert werden. 

• Einbeziehung sogenannter „Protective Street Furniture", welche nach 1S0-IWA 

14-1 geprüft und zertifiziert ist 

• Einbeziehung fixer Poller gern. 180-IWA 14-1 unter Berücksichtigung der 

optischen Anmutung (ggfls. mit Verkleidung von Blumenkästen o.ä.) 

Die nachfolgende Auflistung hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit, soll jedoch dem 

Fachplaner bzw. Objektverantwortlichen einen Orientierungsrahmen geben und als 

Planungshilfe dienen. 

Mit freundlichen Grüßen. 

lna Wernet, PHK'in 

4/4 



Struktur- und Genehmlgungsdlrekllon SOd I Postf 
55032 Mainz 

Stadtverwaltung Mainz 
Amt61 
Postfach 3820 
55028 Mainz 

,---- ·-·--------, Stadtverwaltung Mainz 
61 - Stadtplanungsamt 

42 40 1 

Eingang: 0 4. Feb. 2021 

Anlw. 0oz. 1. R 
Abt.: 0 3 4 
SG: 0 6 7 8 

SB: 6 7 1:1 

Mein Aktenzeichen 
Mz 41 1.0, 02-07: 

Ihr Schreiben vom Ansprechpartner/-ln / E-Mall Telefonl ax 
06131 2397-154 
06131 2397-155 Mz 411.0, 02-06: 

33/2Go 
Bitte Immer angeben! 

19.01.2021 Katharina Gottschalk 
61 20 02 FA 45, Kathartna.Gottschalk@sgdsued.rlp.de 
61 26 Alt 262 

Rheinlandpfalz 
STRUKTUR· UND 
CCNEHMICUNCiSDIREKTlON 
SÜD 

REGIONALSTELLE 
WASSERWIRTSCHAFT, 
ABFALLWIRTSCHAFT, 
BODENSCHUTZ 

Klelne Langgasse 3 
55116 Mainz 

-relefon 06131 2397-0 
Telefax 06131 2397-155 
www.sgdsued.rlp.de 

02.02.2021 

Flächennutzungsplan 45. Änderung und Bebauungsplan Einkaufsquartier süd­

lich der Ludwigstraße (A 262), Mainz-Altstadt 

hier: Beteiligung gern. § 4 Abs. 1 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 19.01 .2021 baten Sie um Stellungnahme zu der o. g. Flächennut­

zungsplanänderung sowie dem Bebauungsplan. Ich bitte die nachfolgenden Hinwei­

se und Anregungen für das Verfahren zu beachten: 

1. Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung 

1.1 Wasserschutzgebiete 

Der Planbereich befindet sich nicht in einem bestehenden oder geplanten Trinkwas-

serschutzgebiet. -------r i\!i\~e -vf;~!t dlf-9 .. d 
1~~ OIT~gd, __ Ja.~-•r- --· 

1.2 Grundwassernutzung 

Gemäß dem digitalen Wasserbuch befand sich früher ein Brunnen auf dem Flurstück 

39/5 Flur 5 jetzt Flur 6 Flurstück 12/13 (UTM Koordinaten~ 447795; 5538624), aus 

114 
ftl Z. d. l ld. A. 

0 Z. d. Handakten 
Konto der Landesoberkasse: 
Deutsche Bundesbank, Filiale Ludwlgshafl,;J Wvl. : .... · .. .. • .. · ··· 
IBAN DE79 5450 0000 0054 5015 05 
BIC MARKDEF1545 

Besuchszelten: 
Montag-Donnerstag 
9.00-12.00 Uhr, 14.00-15.30 Uhr 
Freitag 9.00-12.00 Uhr 

Für eine formgebundene, recl'tt&verblndliche, elektronische Kommunfkatlon nutzen Sie bitte die Virtuelle Poststelle 
der SGD SOd. Hinweise zu deren Nutzung erhalten Sie unter www.sgdsued.rtp.de 

--
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dem die damalige Warenhausgesellschaft Hertie Grundwasser u. a. zur Klimatisie­

rung entnommen hatte. Das Wasserrecht wurde allerdings mit Bescheid vom 

26.07.1973 der ehemaligen Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz widerrufen und der 

Rückbau/die Verfüllung des Brunnens gefordert. Ob dieser Forderung nachgekom­

men wurde, kann ich aus den hier vorliegenden Unterlagen nicht entnehmen. 

1.3 Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstände 

Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch starke 

Niederschläge ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten heNorgerufen 

wird, kann eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierfür ist eine wasser­

rechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Wasserbehörde einzuholen. 

Es ist grundsätzlich nicht auszuschließen, dass es im Plangebietzeitweise zu hohen 

Grundwasserständen kommen kann. Es wird daher empfohlen, die Grundwasserver­

hältnisse entsprechend zu erkunden und die ggfs. geplanten Tiefgaragen und-Keller­

geschosse als sog. ,.weißen Wanne" herzustellen. 

2. Bodenschutz 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstra­

ße (A 262)" sind mir die folgenden Altstandorte bekannt: 

• 315 000 00-5342 (Nr. 751 des Verdachtsflächenkatasters der Stadt Mainz) 

ehern. Färberei und chemische Wäscherei, Mainz, Ludwigstr. 8 
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1890-1896 

1906-1909 

1945 

Färberei Th. Schütte 

Färberei und chemische Waschanstalt Braubach und Fischer 

vollständige Zerstörung 1 ~ 

Textilfärbereien sind lt. Branchenkatalog Baden-Württemberg uneingeschränkt 

altlastrelevant. Parameter potentieller Bodenkontamination sind Schwermetalle, 

Borate, Säuren, Laugen, Ammonium, Wasserglas, Phosphat, Weinstein, Cyanide, 

Phenyl-methyl-carbinol, Phenyl-phenol, Chlorbenzol, Benzoesäure/ Formalde­

hyd, BTX, Benzin, Phenole, Anilin, Naphthylamin, Naphthol, Resorcin, Gerbstoffe, 
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Alkylnaphthalinsulfonate, Alkylsulfat, Pestizide und leichtflüchtige Kohlenwasser­

stoffe. 

Chemische Reinigungen sind ebenfalls uneingeschränkt altlastrelevant. Parame­

ter potentieller Bodenkontamination sind BTX, CKW, FCKW, Benzine und Ter­

pentin. 

• 315 000 00-5343 (Nr. 752 des Verdachtsflächenkatasters der Stadt Mainz) 

ehern. Korkstopfenfabrik, Mainz, Ludwigstr. 8 

1901-1942 Korkstopfenfabrik Montaner & Cie. 

1945 vollständige Zerstörung 

Korkfabriken sind lt. Branchenkatalog Baden-Württemberg ebenfalls un.einge­

schränkt altlastrelevant. Parameter potentieller Bodenkontamination sind im we­

sentlichen organische Lösungsmittel (BTX, Benzin, CKW, Schwefelkohlenstoff 

u.a.m.). 

Der bodenschutzrechtlichen Stellungnahme liegen folgende Unterlagen zugrunde: 

• Mails des Grün- und Umweltamtes (Fr. Messerschmidt) vom 19.02.2020 mit histo­

rischen Kellerplänen (Vorkriegsplan/nicht lokalisierbar, 1963/Hertie, 

1970/Deutsche Bank Keller unter Hof, 1971 /Deutsche Bank Keller unter Hof, 

1989/Deutsche Bank Hauptgebäude) 

• Stellungnahme des Grün- und Umweltamtes vom 21.01.2020 zum Bauvorhaben 

temporäre Baustellen- und Betriebscontainer (Bankfilale) 

• Notizen zur Bauhistorie von 1834-1989 

• Auszug aus dem Verdachtsflächenkataster der Stadt Mainz für die Flächen Nr. 

751 und 752 

• Diverse Lagepläne mit Eintragung der o.g. Flächen Nr. 751 und 752. 

Zu beiden Altstandorten liegen noch keine Belege zu deren Existenz und deren Um­

gang mit umweltgefährdenden Stoffen vor. Insofern ist eine Erfassungsbewertung 

nach§ 11 (2) LBodSchG derzeit nicht möglich. 

3/4 
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Die Angaben zu den Altstandorten bedürfen noch der Verifizierung und der histori­

schen Erkundung hinsichtlich des Umgangs mit 4mweltgefährdenden Stoffen. 

Ich empfehle mittels einer historischen Erkundung bzgl. der altlastrelevanten Nut­

zungen und Vornutzungen abzuklären, inwieweit ein Umgang mit umweltgefährden­

den Stoffen erfolgt ist und der Altlastverdacht diesbezüglich mittels orientierender 

Untersuchungen abzuklären ist. 

Diese Empfehlung habe ich bereits mit'meiner Stellungnahme vom 27.02.2020 an 

das Bauamt bzgl. des Bauantrages temporäre Baustellen- und Betriebscontainer 

(Bankfiliale) gegeben. Möglicherweise wurden bereits Recherchen betrieben, deren 

Ergebnisse mir jedoch bislang nicht vorliegen. 

Darüber hinaus sind mir im Geltungsbereich des Bebauungsplanes keine weiteren 

Altstandorte, Altablagerungen, Verdachtsflächen, schädlichen Bodenveränderungen 

oder Altlasten bekannt. Sollten bei der Stadt Mainz oder beim Vorhabensträger Hin­

weise auf derartige Flächen vorliegen, bitte ich um Mitteilung, Vorlage der Informati­

onen und erneute Beteiligung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Katharina Gottschalk 

Im Rahmen eines Verwaltuagsverfahrens werden auch personenbezogene Daten erfasst und gespei­
chert. Nähere Informationen hierzu und zu den aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung resultie­
renden Rechten haben wir auf der Internetseite https://sgdsued.rlp.de/de/datenschutz/ bereitgestellt. 
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Stellungnahme Richtfunk: Änd. Nr. 45 des FNP vom 24.05.2000 im 
Bereich des Bplan, Bplan-Entwurf "Einkaufsquartier südlich der 
Ludwigsstraße (A 262)" 61 20 02 FÄ 45 // 61 26 Alt 262 
O2-MW-BIMSCHG An: lara.koegel@stadt.mainz.de 23.02.202110:02 

Von: "O2-MW-BIMSCHG" <02-MW-BIMSCHG@telefonica.com> 

An. "lara.koegel@stadt.mainz.de" <lara.koegel@stadt.mainz.de> 

1ile/iinira 
Betrifft hier Richtfunk von Telefonica o 2 

IHR SCHREIBEN VOM : 20.01.2021 
IHR ZEICHEN: 612002 FÄ 45 // ß1 26 Alt 262 

Sehr geehrte Frau Kögel, 

aus Sicht der Telef6nica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschlägigen 
raumordnerischen Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu 
berücksichtigen, um erhebliche Störungen bereits vorhandener Telekommunikationslinien 
zu vermeiden : 

durch das Plangebiet führen sieben Richtfunkverbindungen hindurch 
die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 407552255_ 407552492 befindet sich in 

1 einem vertikalen Korridor zwischen 17 m und 47 m über Grund 
die Fresnelzone der Richtfunkverbindung 407555543 befindet sich in einem 

' vertikalen Korridor zwischen 9 m und 39 m über Grund 
die Fresnelzone der Richtfunkverbindung 407555545 befindet sich in einem 

vertikalen Korridor zwischen 11 m und 41 m über Grund 

die Fresnelzone der Richtfunkverbindung 407555813 befindet sich in einem 
vertikalen Korridor zwischen 28 m und 58 m über Grund 

die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 407557355_ 407557356 befindet sich in 
einem vertikalen Korridor zwischen 36 m und 66 m über Grund 

STELLUNGNAHME/ Änd, Nr. 45 des FNP vom 24.05.2000 im Bereich des Bplan, Bplan-Entwurf 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262}" 

RICHTFU N KTRASSEN 

Die darin enthaltenen Funkverbindungen kann man sich als horizontal liegende Zylinder mit jeweils einer 
Durchmesser von bis zu mehreren Metern vorstellen. 

Richtfunkverbindung A-Standortin 
WGS84 

Höhen B-Standortin 

WGS84 
Hö 

FußpunktAntenne Ful 

Linknummer 1 
A-Standort 1 

Grad Min Sek Grad Mi Sek NHN 
n 

ü. Gesam Grad Min Sek Grad Mi Sek NI-< 
Geländet n 



B-Standort 
407557355 1 
455999628 1 
455990080 
407557356 
455999628 
455990080 
407555813 
455991306 
455992920 
407552255 
455999631 
455990830 
407552492 
455999631 
455990830 
407555545 
455991273 
455991359 
407555543 
455999631 
455991359 

Legende 
in Betrieb 

50° 0' 31.97" 8° 16' 6.77" 
N E 

Wie Link 
407557355 

49° 58' 53.79" 8° 16' 
N 41.53" E · 

49° 59' 53.95" 8° 16' 
N 35.45" E 

Wie Link 
407552255 

50° 0' 11.22" 8° 15' 
N 32.72" E 

49° 59' 53.95" 8° 16' 
N 35.45" E 

89 33,8 122,8 49° 59' 21.92" 8° 16' 
N 16.02" E 

127 55,88 182,88 50° O' 4.77" N 8° 16' 
15.09" E 

86 20,3 106,3 49° 59' 53.26" 8° 15' 6.05" 
N E 

94 85 179 49° 59' 51.68" 8° 16' 
N 11.71" E 

86 20,8 106,s 49° 59' 51.68" 8° 16' 
N 11.71" E 

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefügt zur E-Mail ein digitales Bild, welches den 
Verlauf unsere Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindung verdeutlichen sollen . 



Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen der Telef6nica 
Germany GmbH & Co. OHG. Das Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie 
eingeze ichnet. 
Die Linie in Rot hat für Sie keine Relevanz. 
Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizonta l über der Landschaft 
verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 30-60m (einschließlich der 
Schutzbereiche) vo·rste llen (abhängig von verschiedenen Parametern). Bitte beachten Sie 



zur Veranschaulichung die beiliegende Skizze mit Einzeichnung des Trassenverlaufes . Alle 
geplanten Konstruktionen und notwendige Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrasse 
ragen. 

Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der o .g. Richtfunktrasse In die Vorplanung 
und in die zukünftige Bauleitplanung bzw . den zukünftigen Flächennutzungsplan. Innerhalb 
der Schutzbereiche (horizontal und vertikal) sind entsprechende Bauhöhenbeschränkungen 
s.o. festzusetzen, damit die raum bedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird . 

Es muss daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen von 
mindestens+/- 30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens 
+/-lSm eingehalten werden . 

Bei Fragen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung „ 

Mit freundli chen Grüßen / Yours sincerely 

i.A. Michael Rösch 
Projektleiter 
Request Management/ Behördenengineering 

Sabine Schoor 
Projektassistentin 
Behördenengineering 

Bei Telef6nica Germany GmbH & Co. OHG zu erreichen unter: 
Behörde11engineering1 Südwestpark 35, Zimmer 2.1.15, 90449 Nürnberg 
Michael Rösch telefonisch erreichbar unter Mobil: +49 (O) 174 349 67 03 
Sabine Schoor t elefonisch erreichbar unter Mobil:+ 49 (O) 172 798 60 56 

mail : o2-MW-BlmSchG@telefonica.com 

Anfragen zu Stellungnahmen für Telefonlca & E-Plus gerne an: 
o2-mw-BlmSchG@telefonica.com, 
oder auf dem Postweg an: Telef6nica Germany, Zimmer 2.1.15, Südwestpark 38, 90449 
Nürnberg 

Este mensaje y sus adJunlos se dlrlgen excluslvamentc a su desllnatario. puede conteI1er lnformacl6n privilegiada o 
confidenclal y es para uso excluslvo de la persona o entldad de de stino. SI no es usted. el destlnatarlo lndicado, queda 
notlticado de que Ja leclura, utlllzaci6n divulgacl6n y/o copla sln autorlzacl6n puede estar prohlbida en virtud de ta leglslaclon 
vigente. SI ha reclbldo este rnensaje por error, le rogamos que nos lo comunlque lnmedlatamente por esta mlsma vfa y 
proceda a sli destruccion. 

The information contained in this rransmission is privileged and confidential Information intended only for lhe use of the 
individual or enlity named above. lf1he reader of this mesSi!lge is nol t11e intended recipient, you are Mreby nolified that any 
dissominat[on, distribution or copying of this communication ,is strictly prohibiled. lf you have received this transmisslon In 
error, do not read it. Please immedlately reply to 1he sender thot you have received thls communication in error end then 
delele lt. 
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STELLUNGNAHME/ Änd. Nr. 45 des FNP vom 24.05.2000 im Bereich des Bplan, Bplan-Entwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)'' 

RICHTFU NKTRASSEN 

Die darin enthaltenen Funkyerbindungen kann man sich als horizontal liegende Zylinder mit jewei ls einem Durchmesser von bis zu mehreren Metern vorstellen. 

Richtfunkverbindung 

Linknummer I A-Standort 1 B-Standort 

407557355 

407557356 

407555813 

407552255 

407S52492 

407555545 

407555543 

Legende 

in Betrieb 

in Planung 

1 455999628 1 455990080 

1 455999628 1 455990080 

1 455991306 1 455992920 

1 455999631 l 455990830 

1 4S5999631 1 455990830 

1 455991273 1 455991359 

1 455999631 1 455991359 

A-Standort in WGS84 

Grad Min Sek Grad Min Sek 

50° O' 31.97" N 8° 16' 6.77" E 

Wie Link 407557355 

49° 58' 53. 79" N 8° 16' 41.53" E 

49° 59' 53.95" N 8° 16' 35.45" E , 
.Wie Link 407552255 

50° O' 11.i2" N 8° 15' 32.72'' E 

49° 59' 53.95" N 8° 16' 35.45" E 

Höhen B-Standort in WGS84 

Fußpunkt Antenne 

NHN ü. Gelände Gesamt Grad Min Sek Grad Min Sek 

89 33,8 122,8 49° 59' 21.92" N 8° 16' 16.02" E 

127 55,88 182,88 50° O' 4. 77" N 8° 16' 15.09" E 

86 20,3 106,3 49° 59' 53.26'' N 8° 15' 6.05" E 

94 85 179 49° 59' 51.68" N 8° 16' 11.71" E 

86 20,8 106,8 49° 59' 51.68" N 8° 16' 11.71" E 



Höhen 

Fußpunkt Antenne 

NHN ü. Gelände Gesamt 

1.22 34,5 156,5 

91 28,97 119,97 
112 61.,2 1.73,2 

91 23,6 114,6 
91 23,85 114,85 



. ti0jl~~L~l~-··..J .~~ . 
. . /.\ktenzeichen: , 

LandeshauptstaGt-----,--.,..,..-· 

1 

~~UhdtMalo, 01 :2) 
Mainz · 10-Hauptamt 

• Abtlg. Gremien und Zentrale Dienste -

IEJ Antrag Nr. □ Anfrage Nr. Eingang: 1 5. Fe 
0092/2021 / OV, Grüne durch: ................................ . ., 

Thema: 

Änderungsantrag zu Beschlussvorlage 2170/2020 

hier·: B-Planverfahren A 262 µnd FNPÄ Nr. 45 

--._ VORLAGETERMIN: 
. 

' . , 

. . 
z~r Sltzun_g des Ortsbeirates· Mainz- Altstadt am 

. 

· . 1. u. 

durci'i .......... ····· ......•..•. 

DEZ. VI 
. Oberbu, l:f<>I'' ,_,, ..... J 

über den Herrn Oberbürgermeister 

zum o. g. Vorlagetermin mit der Bitte um 

D Abgabe eines Sachstandsberlchtes (in sesslon und Orlgina0 

' □ Abgabe einer Antwort auf Anfrage (In sesslon und Origi a+).---

D Abstimmung mit 

D Entsendung eines Berichterstatters 

Eingang: 16. Feb. 
181 Kenntnisnahme Ar.iw, 

Abt.: 

II. SG: 

zdA / Wvl: zdlfdA 

Mainz. ·oe.02.2021 
10.03.02 - Gremien und Zentrale Dienste 
i.A. 

.Anlage/n :rJ tA- ~k 
~ 1---~ 

Stand: 1 s.01.2021 
-1-r]lJ 
ieite 1 



Aktz.: 

Punkt 20 

Punkt 20.2 

AUSZUG 

aus der Niederschrift Qber die Sitzung 
des Ortsbeirates Mainz-Altstadt am 27.01.2021 

Bes eh lussvorlagen 

Änderungsantrag zu Beschlussvorlage 2170/2020 (OV, Grüne) 
hier: Bebauungsplanverfahren A 262 und FNP-Änderung Nr. 45 

·vorlage: 0092/2021. 

Der Vorsitzende erläutert den Änderungsantrag zur Beschlussvorlage 2170/2020. 

Frau Ammann erklärt, dass die Grünen als Mitantragstellerin-fungieren: 

Herr Behringer unterstützt das von Herrn Gerster geforderte Einhalten der Grundfläche und 
präzisiert, dass die Baulinie Gutenbergplatz 2/Ludwigstraße nicht verändert werden dürfe. 
0ies~ Forderung wircl als Ergärizungsantrag'von SPD und_ CDU gestellt. 

DerVor~itze.nde schlägt vor, zunächst die Punkte 1) -,3) einzeln abzustimmen, bei Punkt 2) 
auch separat über die 300qrn-Forderung und dann über den o„ g. Ergänzungsantrag. 

Punkt 1) wird einstimmig mit 12:0:0 Stimmen zugestimmt. 

Die 300qm-Forderung in 2) wlrd mit 9:3:0 mehrheitlich .beschlossen, der gesamte Punkt 2) mit 
· 12:0:0 Stimme. 

Punkt 3) wird einstimmig mit 12:0:0 Stimmen beschlossen. 

Der Ergänzur.igsantragwird mit 5:7:0 Stimmen abgelehnt. -· 

Zur Beglaubigung: -~u.r.. !. ___________________ _ 

m. d .. B. um ~enntnisnahme 
O weitere Veranlassung 

Scnrm:runrun 

' 
_ II. Z. d. A. / Z. d. lfd. AJ Wvl.: __ ...::,.._ _______ _ 

Mainz, 08.02.2021 
1 n:, Auftrag: 



.-

. \for!a9e~Nr._ee> Cf 2/1,JJJ 
Änderungsanfrag zu Beschlussvorlage 2170/2020 

fOr, die Ortsbeiratssitzung am ~7. Januar 2021 
für die ~au~usschussitzung am 28. Januar 20~1 

Der Bebauungsplanentwurf wird wie folgt geändert: 

1. Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Fußgängerzone) im Bereich 
der Ludwigsstraße zwischen Welßlillengasse und Fuststraße wird um 312 qm 
vergrößert; das im Bebauungsplan festgesetzte Kerngebiet MK1 wird . 

·. entsprechend um 312 qm verkleinert. 
2. Festsetzung 1.6 wird dahingehend veränciert, dass in den Kerngebieten .MK1 bis 

MK4 Wohnungen ober.halb des 1. O~ergeschosses zulässig sind. Rund ein Drittel 
der so entstehenden. Wohnungen, mindestens jedoch 300 qm, sin.d als geförderter 
Wohnungsbau mit dem städtebaulichen Vertrag zu sichern. 

3. Um die im Wettbewerb erwünschte symmetrische Torsi.tuation zu bilden, wird die 
Festsetz1,mg zur Dachform fü~ das Gebäudeteil Gutenbergplatz 2 so abgeändert, 
dass eine Traufhöhe von 102,60 m Ober NHN festgesetzt wird, und eine Firsthöhe, 
die sich nach der Firsthöhe ·von Gutenbergplatz 1 richtet. · 

Begründung: Die Baugrenze.zur Ludwigsstraße zwischen Fuststraße und 
· Weißlillengasse entspricht im unveränderten Entwurf nicht den bestehenden 
Besitzverhältnissen, sondern den Anforderungen der Auslobung im Herbst 2019, weil 
damit der Kaufhausstandort erhalten werden konnte. Inzwischen Ist klar geworden, 
dass die Motivation zur Verkleinerung des öffentlichen Freiraums nunmehr mit der 
Schließung von Karstadt hinfäliig geworden Ist. Mit der Änderung um 312 qm könnte 
das Ziel des Erhalts des öffentlichen Freiraums erreicht werden, ohne dass ein 
Kau!hausstandort gefährdet wird . . 

Die Änderung hat das .Ziel, den Wohnstandort Innenstadt zu stärken. Zwar wird 
die bislang geplante Hotelnutzung, Stellplatznutzung und· andere gewerbliche · 
Nutzung rrit dieser Änderung nicht unterbunden, aber die Wohnnutzung ·im 2. OG 

,,....--.. wird auch nicht ausgeschlossen. Gerade Wohnungen im preiswerten Segment sind 
, in der Innenstadt Mangelware,· weswegen die Anwendung der üblichen Vorschriften 

zum sozialen Wohnungsbau hier geb.oten erscheint. Die Änderung des 
Flächennutzungsplans zu einem Kerngebiet schwächt die Funktion Wohnen;. dies 
soll mit der expliziten Zulassung von Wohnungen entgegen gewirkt werden. Gerade 
in den anderen beiden Polen des Tripol-Konzepts; Römer-Pass;:ige und Brand­
Zentrum, bildet Wohnen zurecht einen' größeren Schwerpunkt. 

Der unveränderte Entwurf schreibt für Gutenbergplatz 2 ein Fla'chdach vor. Damit ist 
keine Symmetrie zu~ gegenüberll~genden Haus zu erreichen. Die Traufhöhe 
von 12,50 m war jahrzehntelanger Konsens, abgeleitet v'on Gutenbergplatz 1. Nur 
r:nif einer Dachform, wie ·er z.B. vom im Wettbewerb mit einem Sonderpreis 
ausgezeichneten Büro Promontorio v.orgesehen war,· ist die erstrebte Wirkung an 

. dieser Stelle zu erwarten. Demgeg.enüber hat das Preisgericht im Hinblick auf die im 
Bebauungsplanentwurf vorgeschlagene ~ösung mit Flachdach angemerkt: ,,Der 
Pavillon Gutenbergplatz 2 Ist in seiner. Gestaltung gerade In Bezug auf die Fassade 
zum Gutenbergplatz und die entstehende Portalsituatlon zu überarbeiten.'' 

Br_ian Huck, Ortsvorsteher Mainz~Altstadt 




